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306 Verordnung 


betreffend Einführung eines neuen Einkommenſteuergeſetzes. SH 
Vom 11. Dezember 1934. 


Gemäß 8 1 Ziffer 53 Buchſt. a und c bes Geſetzes zur Behebung ber Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Das Einkommenſteuergeſetz erhält folgenden Wortlaut: 
Einkommenſteuergeſetz 
I. Steuerpflicht 
$1 

(1) Natürliche Perſonen, bie im Inland einen Wohnfi oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, 
ſind unbeſchränkt einkommenſteuerpflichtig. Die unbeſchränkte Einkommenſteuerpflicht erſtreckt ſich auf 
ſämtliche Einkünfte. 

(2) Natürliche Perſonen, die im Inland weder einen Wohnſitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben, [ib beſchränkt einkommenſteuerpflichtig mit inländiſchen Einkünften im Sinn des 8 46. 

II. Einkommen 
1. Einkunftsarten, Einkünfte, Einkommen 
i 82 

(1) Die Einkommenſteuer bemißt ſich nach dem Einkommen, das der Steuerpflichtige innerhalb 
eines Kalenderjahrs bezogen hat. 

(2) Einkommen ijf der Geſamtbetrag der Einkünfte aus den im Ab. 3 bezeichneten Einkunftsarten 
nach Ausgleich mit Verluſten, die ſich aus einzelnen Einkunftsarten ergeben, und nach Abzug der Son⸗ 
berausgaben (8 10). 

(3) Der Einkommenſteuer unterliegen nur: 

„Einkünfte aus Qand- und Forſtwirtſchaft, 

Einkünfte aus Gewerbebetrieb, 

Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit, 

Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit, 

„Einkünfte aus Kapitalvermögen, 

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, 

ſonſtige Einkünfte im Sinn bes S 22. 

Zu welcher Einkunftsart die Einkünfte im einzelnen Fall gehören, beſtimmt ſich nach den 88 13 bis 24, 
in Zweifelsfällen nach der Verkehrsauffaſſung. 

(4) Einkünfte im Sinn des Abſ. 3 ſind: 

1. bei Land⸗ und Forſtwirtſchaft, Gewerbebetrieb und ſelbſtändiger Arbeit ber Gewinn ($8 4 
bis 7); 

2. bei den anderen Einkunftsarten der Überſchuß der Einnahmen über bie Werbungskoſten (88 8 
und 9). 

(5) Bei Gewerbetreibenden, die Bücher nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches zu führen 
verpflichtet ſind und ſolche tatſächlich ordnungsmäßig führen, gilt der Gewinn aus Gewerbebetrieb als 
in dem Kalenderjahr bezogen, in dem das Wirtſchaftsjahr endet. Als Wirtſchaftsjahr gilt der Zeit⸗ 
raum, für den ſie regelmäßig Abſchlüſſe machen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 25. 12. 1934.) 
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(6) Bei buchführenden Land- und Forſtwirten gilt der Gewinn aus Land- und Forſtwirtſchaft 
als in dem Kalenderjahr bezogen, in dem das Wirtſchaftsjahr beginnt. Als Wirtſchaftsjahr gilt der 
Zeitraum vom 1. Juli bis zum 30. Juni. 


2. Steuerfreie Einkünfte 
$3 

Steuerfrei ſind: OE 

1. a) Verſorgungsgebührniſſe nach ben Vorſchriften des Verſorgungsgeſetzes, ſoweit es fid) 

nicht um Gebührniſſe handelt, die nur auf Grund der Dienſtzeit gewährt werden; 

b) Verſtümmelungszulagen; 

c) Zuſchläge, die Witwen und Waiſen von Berufsoffizieren und von Beamten der alten 
Wehrmacht an Stelle der Kriegsverſorgung erhalten; 

d) Zuſchüſſe an Stelle von Zulagen nach den Militärpenſionsgeſetzen, Militärverſorgungs⸗ 
geſetzen und dem Kolonialbeamtengefe oder an Stelle einer Verſorgung nach dem 
Unfallfürſorgegeſetz; 

e) Zivilverſorgungsentſchädigungen, die im Weg des Härteausgleichs ehemaligen Kapitu⸗ 
lanten laufend gewährt werden; 

f) einmalige Übergangsbeihilfen, einmalige Umzugsentſchädigungen und Zulagen zu den 
Übergangsgebührniſſen nach dem Wehrmachtverſorgungsgeſetz; 

2. Naturalbezüge der Angehörigen der Schutzpolizei und der Landespolizei mit Ausnahme der⸗ 
jenigen Bezüge, für deren Abgeltung Teile des Dienſteinkommens einzubehalten ſind (Dienſt⸗ 
wohnung, Tajernenmäßige Unterbringung und Verpflegung); 

3. Bezüge aus einer Krankenverſicherung und der geſetzlichen Unfallverſicherung ſowie Sach⸗ 
leiſtungen aus den übrigen Zweigen der geſetzlichen Sozialverſicherung; 

4. Kapitalabfindungen auf Grund der geſetzlichen Sozialverſicherung, der Beamtenpenſions⸗ 
geſetze und der Militärverſorgung; 

5. Bezüge aus öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln einer öffentlichen Stiftung, die wegen 
Hilfsbedürftigkeit oder als Beihilfe für Zwecke der Erziehung oder Ausbildung, der Wiſſen⸗ 
ſchaft oder Kunſt bewilligt werden; 

6. Vergütungen im Danziger Staatlichen Hilfsdienſt, die den Hilfsdienſtpflichtigen in bar oder 
in Sachbezügen gewährt werden; 

7. Heiratsbeihilfen, die an Arbeitnehmerinnen beim Ausſcheiden aus dem Dienſtverhältnis 
gewährt werden, und Geburtsbeihilfen; 

8. die aus öffentlichen Kaſſen gezahlten Aufwandsentſchädigungen und Reiſekoſten. Dagegen 
ſind Entſchädigungen, die für Verdienſtausfall und Zeitverluſt gezahlt werden, ſteuerpflichtig; 

9. bei Auslandsbeamten die Einkünfte, die in dem Staat der Beſteuerung unterliegen, in deſſen 
Gebiet die Auslandsbeamten ihren Dienſtort haben. Dies gilt nicht für die inländiſchen Ein⸗ 
künfte des § 46. 

3. Gewinn 
84 | 
Gewinnbegriff im allgemeinen 

(1) Gewinn it der Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem Betriebsvermögen am Schluß des Wirtſchafts⸗ 
jahrs und dem Betriebsvermögen am Schluß des vorangegangenen Wirtſchaftsjahrs, vermehrt um den 
Wert der Entnahmen und vermindert um den Wert der Einlagen. Entnahmen ſind alle Wirtſchaftsgüter 
(Barentnahmen, Waren, Erzeugniſſe, Nutzungen und Leiſtungen), die der Steuerpflichtige dem Betrieb 
für ſich, für ſeinen Haushalt oder für andere betriebsfremde Zwecke im Lauf des Wirtſchaftsjahrs ent⸗ 
nommen hat. Einlagen find alle Wixrtſchaftsgüter (Bareinzahlungen und ſonſtige Wirtſchaftsgüter), 
die der Steuerpflichtige dem Betrieb im Lauf des Wirtſchaftsjahrs zugeführt hat. Bei der Ermitt⸗ 
lung des Gewinns find die Vorſchriften über die Betriebsausgaben (Abſ. 3) und über die Bewertung 
(5 6) zu befolgen. Der Wert des Grund und Bodens, ber zum Anlagevermögen gehört, bleibt außer 
Anſatz. : : 

(2) Weicht das Betriebsvermögen am Schluß bes einzelnen Wirtſchaftsjahrs vom Betriebsver⸗ 
mögen am Schluß des vorangegangenen Wirtſchaftsjahrs in der Regel nicht weſentlich ab, ſo kann als 
Gewinn der Überſchuß der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben angeſetzt werden. Dabei 
können wirtſchaftlich ins Gewicht fallende Schwankungen im Betriebsvermögen, die in einem Wirt⸗ 
ſchaftsjahr ausnahmsweiſe auftreten, durch Zuſchläge oder Abſchläge berückſichtigt werden. 
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(3) Betriebsausgaben find bie Aufwendungen, bie durch den Betrieb veranlaßt find. 


85 | 
Gewinn bei buchführungspflichtigen Kaufleuten 


(1) Bei Steuerpflichtigen, die verpflichtet ſind, Bücher nach den Vorſchriften des Handelsgeſetz⸗ 
buchs zu führen, iſt für den Schluß des Wirtſchaftsjahrs das Betriebsvermögen anzuſetzen (8 4 Abſ. 1 
Satz 1), das nach den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung auszuweiſen iſt. Die Vorſchriften über 
die Entnahmen und die Einlagen (8 4 Abſ. 1), über die Betriebsausgaben (8 4 Abſ. 3) und über bie 
Bewertung (8 6) ſind zu befolgen. 

(2) Der Steuerpflichtige darf die Bilanz auch noch nach ihrer Einreichung beim Steueramt 
ändern, ſoweit ſie den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung unter Befolgung der im Abſ. 1 
Satz 2 bezeichneten Vorſchriften nicht entſpricht. Darüber hinaus iſt eine Anderung der Bilanz nur 
mit Zuſtimmung des Steueramts, im Rechtsmittelverfahren mit Zuſtimmung der Rechtsmittelbehörde 
zuläſſig. 

$6 
Bewertung 

Für die Bewertung der einzelnen Wirtſchaftsgüter, bie dem Betrieb dienen, gilt das folgende: 

1. Wirtſchaftsgüter des Anlagevermögens, die der Abnutzung unterliegen, ſind mit den Anſchaf⸗ 
fungs⸗ oder Herſtellungskoſten, vermindert um die Abſetzungen für Abnutzung nach 8 7, an- 
zuſetzen. Sit der Teilwert niedriger, [o kann dieſer angeſetzt werden. Teilwert iſt der Betrag, 
den ein Erwerber des ganzen Betriebs im Rahmen des Geſamtkaufpreiſes für das einzelne 
Wirtſchaftsgut anſetzen würde; dabei iſt davon auszugehen, daß der Erwerber den Betrieb 
fortführt. Bei Wirtſchaftsgütern des Anlagevermögens, deren betriebsgewöhnliche Nutzungs⸗ 
dauer erfahrungsgemäß fünf Jahre nicht überſteigt, dürfen buchführende Gewerbetreibende 
im Sinn des 8 5 und buchführende Land- und Forſtwirte die Abſetzungen für Abnutzung 
höher als nach 8 7 und ohne Rückſicht auf den Teilwert bemeſſen. Bei Wirtſchaftsgütern, die 
bereits am Schluß des vorangegangenen Wirtſchaftsjahrs zum Anlagevermögen des Steuer⸗ 
pflichtigen gehört haben, darf der Bilanzanſatz nicht über den letzten Bilanzanſatz hinaus⸗ 
gehen. ; 

2. Andere als bie in Ziffer 1 bezeichneten Wirtſchaftsgüter des Betriebs (Grund und Boden, Be⸗ 
teiligungen, Geſchäfts⸗ oder Firmenwert, Umlaufsvermögen) find mit den Anſchaffungs- oder 
Herſtellungskoſten anzuſetzen. Statt der Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten kann der niedri⸗ 
gere Teilwert (Ziffer 1 Satz 3) angeſetzt werden. Bei Wirtſchaftsgütern, die bereits am Schluß 
des vorangegangenen Wirtſchaftsjahrs zum Betriebsvermögen gehört haben, kann der Steuer⸗ 
pflichtige in den folgenden Wirtſchaftsjahren den Teilwert auch dann anſetzen, wenn er höher 
iſt als der letzte Bilanzanſatz; es dürfen jedoch höchſtens die Anſchaffungs⸗ oder Herſtel⸗ 
lungskoſten angeſetzt werden. Bei land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betrieben iſt auch der Anſatz 
des höheren Teilwerts zuläſſig, wenn das den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
entſpricht. 

3. Verbindlichkeiten ſind unter ſinngemäßer Anwendung der Vorſchriften der Ziffer 2 anzuſetzen. 

4. Entnahmen des Steuerpflichtigen für ſich, für ſeinen Haushalt oder für andere betriebsfremde 
Zwecke ſind mit dem Teilwert anzuſetzen. 

5. Einlagen ſind mit dem Teilwert für den Zeitpunkt der Zuführung, höchſtens jedoch mit den 
tatſächlichen Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten anzuſetzen. 

6. Bei Eröffnung eines Betriebs oder entgeltlichem Erwerb eines Betriebs ſind die Wirt⸗ 
ſchaftsgüter mit dem Teilwert, höchſtens jedoch mit den tatſächlichen Anſchaffungs⸗ oder Her- 
ſtellungskoſten anzuſetzen. 2 

$7 
Abſetzung für Abnutzung oder Subſtanzverringerung 

(1) Bei Gebäuden und ſonſtigen Wirtſchaftsgütern, deren Verwendung oder Nutzung durch den 
Steuerpflichtigen zur Erzielung von Einkünften ſich erfahrungsgemäß auf einen Zeitraum von mehr 
als einem Jahr erſtreckt, kann jeweils für ein Jahr der Teil der Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs⸗ 
koſten abgeſetzt werden, der bei Verteilung dieſer Koſten auf die Geſamtdauer der Verwendung oder 
Nutzung auf ein Jahr entfällt (Abſetzung für Abnutzung). Die Abſetzung bemißt ſich hierbei nach der 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des Wirtſchaftsguts. Abſetzungen für außergewöhnliche techniſche 
oder wirtſchaftliche Abnutzung ſind zuläſſig. ; 
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(2) Bei Steinbrüchen und anderen Betrieben, die einen Verbrauch der Subſtanz mit ſich bringen, 
ſind Abſetzungen für Subſtanzverringerung zuläſſig. Abſatz 1 iſt entſprechend anzuwenden. 


4. Überſchuß der Einnahmen über die Werbungskoſten 
88 


Einnahmen 
(1) Einnahmen ſind alle Güter, bie in Geld oder Geldeswert beſtehen und dem Steuerpflichtigen 
im Rahmen einer der Einkunftsarten des § 2 Abl. 3 Ziffern 4 bis 7 zufließen. Ξ 
(2) Einnahmen, die nicht in Geld beſtehen (Wohnung, Koft, Waren unb ſonſtige Sachbezüge), 
ſind mit den üblichen Mittelpreiſen des Verbrauchsorts anzuſetzen. ; ; 


$9 
Werbungskoſten 


Werbungskoſten ſind Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen. 
Sie ſind bei der Einkunftsart abzuziehen, bei der ſie erwachſen ſind. Werbungskoſten ſind auch: 

1. Schuldzinſen und auf beſonderen Verpflichtungsgründen beruhende Renten und dauernde 
Laſten, ſoweit ſie mit einer Einkunftsart in wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen; 

2. Steuern vom Grundbeſitz, ſonſtige öffentliche Abgaben und Verſicherungsbeiträge, ſoweit 
ſolche Ausgaben ſich auf Gebäude oder auf Gegenſtände beziehen, die dem Steuerpflichtigen 
zur Einnahmeerzielung dienen; : 

3. Beiträge zu Berufsſtänden und ſonſtigen Berufsverbänden, deren Zweck nicht auf einen wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet ijt; 

4. notwendige Aufwendungen des Steuerpflichtigen für Fahrten zwiſchen Wohnung und Ar⸗ 
beitſtätte; 

5. Aufwendungen für Arbeitsmittel (Werkzeuge und Berufskleidung); 

6. Abſetzungen für Abnutzung und für Subſtanzverringerung (5 7). 


5. Sonder ausgaben 
8 10 
(1) Sonderausgaben, die vom Geſamtbetrag der Einkünfte abzuziehen ſind, ſind nur die fol⸗ 


1. ein Betrag von 50 Gulden für jede Hausgehilfin, die die Danziger Staatsangehörigkeit 
beſitzt und zwar für jeden vollen Kalendermonat, in dem ſie zum Haushalt des Steuer⸗ 
pflichtigen gehört hat; 

2. Schuldzinſen und auf beſonderen Verpflichtungsgründen beruhende Renten und dauernde 
Laſten, die weder Betriebsausgaben oder Werbungskoſten ſind noch mit Einkünften in 
wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen, die bei der Veranlagung außer Betracht bleiben; 

3. Steuern, die von öffentlich⸗rechtlichen Religionsgeſellſchaften erhoben werden (Kirchen⸗ 
ſteuern); ! 

4. Beiträge und Verſicherungsprämien des Steuerpflichtigen für ſich, feine Ehefrau und ſeine 
Kinder, für die ihm Kinderermäßigung gewährt wird, zu Kranken-, Unfall⸗, Haftpflicht-, 
Angeſtellten⸗ und Invalidenverſicherungen, zu Verſicherungen auf den Lebens⸗ oder Todesfall 
und zu Witwen⸗, Waiſen⸗, Verſorgungs⸗ und Sterbekaſſen. 

(2) Die Abzüge für Sonderausgaben im Sinn des Abſ. 1 Ziffer 4 dürfen den Jahresbetrag 
von 500 Gulden nicht überſteigen. Dieſer Betrag erhöht ſich um d 
300 Gulden für bie Ehefrau, 
300 Gulden für das erſte Kind, 
400 Gulden für das zweite Kind, 
600 Gulden für das dritte Kind, 
800 Gulden für das vierte Kind, 
je 1000 Gulden für das fünfte und jedes weitere Kind. ; 
Soweit fid) die Erhöhung nach der Kinderzahl bemißt, tritt fie nur ein, wenn dem Steuerpflichtigen 
Kinderermäßigung gewährt wird. x 
(3) Für die Sonderausgaben im Sinn bes Abf. 1 Ziffern 2 bis 4 ijt bei ber Veranlagung 
als Mindeſtbetrag ein Pauſchbetrag von 200 Gulden abzuſetzen. 
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(4) Hat die Steuerpflicht nicht während eines vollen Kalenderjahrs beſtanden, ſo ſind die Jahres⸗ 
beträge nach Abſ. 2 und Abſ. 3 entſprechend der Zahl der vollen Monate, in denen die Steuer⸗ 
pflicht beſtanden hat, herabzuſetzen und auf volle Gulden nach unten abzurunden. 


6. Vereinnahmung und Verausgabung 
5 11 


(1) Einnahmen ſind innerhalb des Kalenderjahres bezogen, in dem ſie dem Steuerpflichtigen zu⸗ 
gefloſſen ſind. Regelmäßig wiederkehrende Einnahmen, die dem Steuerpflichtigen kurze Zeit vor Be⸗ 
ginn oder kurze Zeit nach Beendigung des Kalenderjahrs, zu dem ſie wirtſchaftlich gehören, zugefloſſen 
ſind, gelten als in dieſem Kalenderjahr bezogen. Die Vorſchriften über die Gewinnermittlung (8 4 
Abſ. 1, 8 5) bleiben unberührt. 

(2) Ausgaben ſind für das Kalenderjahr abzuſetzen, in dem ſie geleiſtet worden ſind. Für regel⸗ 
mäßig wiederkehrende Ausgaben gilt Abſ. 1 Satz 2 entſprechend. Die Vorſchriften über die Ge⸗ 
winnermittlung (84 Abſ. 1, 8 5) bleiben unberührt. 


7. Nichtabzugsfähige Ausgaben 
8 12 


Unbeſchadet der Vorſchrift des § 10 dürfen weder bei den einzelnen Einkunftsarten noch vom Ge⸗ 
ſamtbetrag der Einkünfte abgezogen werden: 

1. die für den Haushalt des Steuerpflichtigen und für den Unterhalt ſeiner Familienange⸗ 
hörigen aufgewendeten Beträge. Dazu gehören auch die Aufwendungen für die Lebensfüh⸗ 
rung, die die wirtſchaftliche oder geſellſchaftliche Stellung des Steuerpflichtigen mit ſich 
bringt, auch wenn ſie zur Förderung des Berufs oder der Tätigkeit des Steuerpflichtigen 
erfolgen; 

2. freiwillige Zuwendungen und Zuwendungen an geſetzlich unterhaltsberechtigte Perſonen, auch 
wenn dieſe Zuwendungen auf einer beſonderen Vereinbarung beruhen; 

3. die Steuern vom Einkommen und die Vermögenſteuer. 


8. Die einzelnen Einkunftsarten 
a. Land- und Forſtwirtſchaft (S 2 Abſ. 3 Ziffer 1) 
8 13 
Einkünfte aus Land- und Forſtwirtſchaft i 
(1) Einkünfte aus Qand- und Forſtwirtſchaft find: i 

1. Einkünfte aus dem Betrieb von Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Weinbau, Gartenbau, 
Obſtbau, Gemüſebau, Baumſchulen und aus allen Betrieben, die Pflanzen und Pflanzenteile 
mit Hilfe der Naturkräfte gewinnen; 

2. Einkünfte aus Tierzucht, Viehmäſtereien, Abmelkſtällen, Geflügelfarmen und ähnlichen Be⸗ 
trieben, wenn zur Tierzucht oder Tierhaltung überwiegend Erzeugniſſe verwendet werden, 
die im eigenen landwirtſchaftlichen Betrieb gewonnen find; 

3. Einkünfte aus Binnenfiſcherei, Fiſchzucht und Teichwirtſchaft; 

4. Einkünfte aus Jagd, wenn dieſe mit dem Betrieb einer Landwirtſchaft oder einer Forſt⸗ 
wirtſchaft in Zuſammenhang ſteht. 

(2) Zu den Einkünften im Sinne des Abſ. 1 gehören auch: 

1. Einkünfte aus einem land- und forſtwirtſchaftlichen Nebenbetrieb. Als Nebenbetrieb gilt ein 

Betrieb, der dem land- und forſtwirtſchaftlichen Hauptbetrieb zu dienen beſtimmt iſt; 

2. der Nutzungswert der Wohnung des Steuerpflichtigen, wenn die Wohnung die bei Be⸗ 
trieben gleicher Art übliche Größe nicht überſchreitet. 

8 14 
Veräußerung des Betriebs 
(1) Zu den Einkünften aus Land- und Forſtwirtſchaft gehören auch Gewinne, die bei der Ver- 
äußerung oder Aufgabe eines land- und forſtwirtſchaftlichen Betriebs oder Teilbetriebs erzielt werden. 
Veräußerungsgewinn iſt der Betrag, um den der Veräußerungspreis nach Abzug der Veräußerungs⸗ 


koſten den Wert bes Betriebsvermögens überſteigt, der nach S 4 Abſ. 1 für den Zeitpunkt der Ver⸗ 
äußerung ermittelt wird. 
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(2) Die Steuerpflicht tritt nur ein, wenn ber Veräußerungsgewinn bei der Veräußerung des 
ganzen Betriebs den Betrag von 10000 Gulden und bei Veräußerung eines Teilbetriebs den ent⸗ 
ſprechenden Teil von 10000 Gulden überſteigt. 

(3) Die Einkommenſteuer vom Veräußerungsgewinn wird auf Antrag ermäßigt oder erlaſſen, 
wenn der Steuerpflichtige den veräußerten Betrieb oder Teilbetrieb innerhalb der letzten drei Jahre 
vor der Veräußerung erworben und infolge des Erwerbs Erbſchaftsſteuer entrichtet hat. 


b. Gewerbebetrieb (S 2 Ab. 3 Ziffer 2) 


8 15 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb ſind: 

1. Einkünfte aus gewerblichen Unternehmen. Dazu gehören auch Einkünfte aus gewerblicher 
Bodenbewirtſchaftung, z. B. aus Betrieben zur Gewinnung von Torf, Steinen und Erden, 
ſoweit fie nicht land⸗ oder forſtwirtſchaftliche Nebenbetriebe find; 

2. die Gewinnanteile der Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft und einer anderen Geſellſchaft, bei der der Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) 
anzuſehen iſt, und die Vergütungen, die der Geſellſchafter von der Geſellſchaft für ſeine 
Tätigkeit im Dienſt der Geſellſchaft oder für die Hingabe von Darlehen oder für die Über- 
laſſung von Wirtſchaftsgütern bezogen hat; 

3. die Gewinnanteile der perſönlich haftenden Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien, ſoweit ſie nicht auf Anteile am Grundkapital entfallen, und die Vergütungen, die 
der perſönlich haftende Geſellſchafter von der Geſellſchaft für ſeine Tätigkeit im Dienſt der 
Geſellſchaft oder für die Hingabe von Darlehen oder für die Überlaſſung von Wirtſchafts⸗ 
gütern bezogen hat. s 

§ 16 
Veräußerung des Betriebs 


(1) Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören auch Gewinne, die erzielt werden bei der Ver⸗ 
äußerung 
1. des ganzen Gewerbebetriebs oder eines Teilbetriebs; 
2. des Anteils eines Geſellſchafters, der als Unternehmer (Mitunternehmer) des Betriebs anzu⸗ 
ſehen iſt (§ 15 Ziffer 2); 
3. des Anteils eines perſönlich haftenden Geſellſchafters einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
($ 15 Ziffer 3). 

(2) Veräußerungsgewinn im Sinn bes Abf. 1 ift ber Betrag, um den der Veräußerungspreis nach 
Abzug der Veräußerungskoſten den Wert bes Betriebsvermögens (Abſ. 1 Ziffer 1) oder den Wert 
des Anteils am Betriebsvermögen (Abſ. 1 Ziffern 2 und 3) überſteigt. Der Wert des Betriebsvermögens 
oder des Anteils iſt für den Zeitpunkt der Veräußerung nach § 4 Abſ. 1 oder nach 8 5 zu ermitteln. 

(3) Als Veräußerung gilt auch die Aufgabe des Gewerbebetriebs. Werden die einzelnen dem Be⸗ 
trieb gewidmeten Wirtſchaftsgüter im Rahmen der Aufgabe des Betriebs veräußert, ſo ſind die Ver⸗ 
äußerungspreiſe anzuſetzen. Werden die Wirtſchaftsgüter nicht veräußert, ſo iſt der gemeine Wert im 
Zeitpunkt der Aufgabe anzuſetzen. Bei Aufgabe eines Gewerbebetriebs, an dem mehrere Perſonen be⸗ 
teiligt waren, iſt für jeden einzelnen Beteiligten der gemeine Wert der Wirtſchaftsgüter anzuſetzen, die 
er bei der Auseinanderſetzung erhalten hat. 

(4) Die Steuerpflicht tritt nur ein, wenn ber Veräußerungsgewinn bei der Veräußerung des ganzen 
Gewerbebetriebs (Abſ. 1 Ziffer 1) den Betrag von 10000 Gulden und bei der Veräußerung eines Teil- 
betriebs oder eines Anteils am Betriebsvermögen (Abſ. 1 Ziffern 2 und 3) den entſprechenden Teil 
von 10000 Gulden überſteigt. 

(5) Die Einkommenſteuer vom Veräußerungsgewinn wird auf Antrag ermäßigt oder erlaſſen, 
wenn der Steuerpflichtige den veräußerten Betrieb oder Teilbetrieb oder den veräußerten Anteil am Be⸗ 
triebsvermögen innerhalb der letzten drei Jahre vor der Veräußerung erworben und infolge des Erwerbs 
Erbſchaftsſteuer entrichtet hat. 
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8 17 
Veräußerung weſentlicher Beteiligungen 
(1) Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehört auch der Gewinn aus der Veräußerung eines 
Anteils an einer Kapitalgeſellſchaft, wenn der Veräußerer am Kapital der Geſellſchaft weſentlich be⸗ 
teiligt war und der veräußerte Anteil eins vom Hundert des Grund⸗ oder Stammkapitals der Geſell⸗ 
ſchaft überſteigt. Eine weſentliche Beteiligung iſt gegeben, wenn der Veräußerer allein oder mit ſeinen 
Angehörigen an der Kapitalgeſellſchaft zu mehr als einem Viertel unmittelbar oder mittelbar, z. B. 
durch Treuhänder oder durch eine Kapitalgeſellſchaft, innerhalb der letzten fünf Jahre beteiligt war. 
(2) Veräußerungsgewinn im Sinn des Abſ. 1 iſt der Betrag, um den der Veräußerungspreis nach 
Abzug der Veräußerungskoſten die Anſchaffungskoſten überſteigt. 


(3) Die Steuerpflicht tritt nur ein, wenn der Veräußerungsgewinn den dem veräußerten Anteil an 
der Kapitalgeſellſchaft entſprechenden Teil von 10000 Gulden überſteigt. 


(4) Die Einkommenſteuer vom Veräußerungsgewinn wird auf Antrag ermäßigt oder erlaſſen, 
wenn der Steuerpflichtige den veräußerten Anteil an der Kapitalgeſellſchaft innerhalb der letzten drei 
Jahre vor der Veräußerung erworben und infolge des Erwerbs Erbſchaftsſteuer entrichtet hat. 

(5) Verluſte, die bei der Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgeſellſchaft entſtanden ſind, 
dürfen bei Ermittlung des Einkommens nicht ausgeglichen (S 2 Abſ. 2) werden. 


c. Selbſtändige Arbeit (8 2 Abſ. 3 Ziffer 3) 


8 18 
(1) Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit find: 


1. Einkünfte aus freien Berufen. Zu den freien Berufen gehören insbeſondere die wiſſenſchaftliche, 
künſtleriſche, ſchriftſtelleriſche, unterrichtende oder erzieheriſche Tätigkeit, die Berufstätigkeit 
der Arzte, Rechtsanwälte und Notare, der Ingenieure, der Architekten, der Handelschemiker, 
der Heilkundigen, der Zahntechniker, der Landmeſſer, der Wirtſchaftsprüfer, der Steuer⸗ 
berater, der Buchſachverſtändigen und ähnlicher Berufe; 

2. Einkünfte der Einnehmer einer ſtaatlichen Lotterie, wenn fie nicht Einkünfte aus Gewerbe- 
betrieb find; 


3. Einkünfte aus ſonſtiger ſelbſtändiger Arbeit, z. B. Vergütungen für die Vollſtreckung von 
Teſtamenten, für Vermögensverwaltung und für die Tätigkeit als Aufſichtsratsmitglied. 
(2) Einkünfte nach Abſ. 1 find auch dann ſteuerpflichtig, wenn es [id nur um eine vorüber- 
gehende Tätigkeit handelt. 


(3) Zu den Einkünften aus ſelbſtändiger Arbeit gehören auch Gewinne, die bei der Veräutzerung 
des der ſelbſtändigen Arbeit dienenden Vermögens oder bei Aufgabe der Tätigkeit erzielt werden. Die 
Einkommenſteuer von Gewinnen im Sinn des Satzes 1 wird auf Antrag ermäßigt oder erlaſſen, wenn 
der Steuerpflichtige das veräußerte Vermögen innerhalb der letzten drei Jahre vor der Veräußerung 
erworben und infolge des Erwerbs Erbſchaftsſteuer entrichtet hat. 

d. Nichtſelbſtändige Arbeit (S 2 Abſ. 3 Ziffer 4) 
8 19 
(1) Zu den Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit gehören: 
1. Gehälter, Löhne, Gratifikationen, Tantiemen und andere Bezüge und Vorteile, die für eine 
Beſchäftigung im öffentlichen oder privaten Dienſt gewährt werden; 
2. Wartegelder, Ruhegelder, Witwen⸗ und Waiſengelder und andere Bezüge und Vorteile aus 
früheren Dienſtleiſtungen. 
Es iſt gleichgültig, ob es ſich um laufende oder um einmalige Bezüge handelt und ob ein Rechts⸗ 
anſpruch auf fie beſteht. 

(2) Zu den Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit gehören nicht: 

1. durchlaufende Gelder und Beträge, durch die Auslagen des Arbeitnehmers für den Arbeit⸗ 
geber erſetzt werden; 


2. die Beträge, die den in privatem Dienſt angeſtellten Perſonen für Reiſekoſten und Fahrtaus⸗ 
lagen gezahlt werden, ſoweit dieſe die tatſächlichen Aufwendungen nicht überſteigen. 
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e. Kapitalvermögen (8 2 Abſ. 3 Ziffer 5) 
8 20 
(1) Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören: 

1. Gewinnanteile (Dividenden), Zinſen, Ausbeuten und ſonſtige Bezüge aus Aktien, Kuren, Ge- 
nußſcheinen, Anteilen an Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, an Erwerbs⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften; 

2. Einkünfte aus der Beteiligung an einem Handelsgewerbe als ſtiller Geſellſchafter; 

3. Zinſen aus Hypotheken und Grundſchulden und Renten aus Rentenſchulden. Bei Tilgungs⸗ 
hypotheken und Tilgungsgrundſchulden iſt nur der Teil der Zahlung ſteuerpflichtig, der als 
Zins auf den jeweiligen Kapitalreſt entfällt; 

4. Zinſen aus ſonſtigen Kapitalforderungen jeder Art, z. B. aus Darlehen, Anleihen, Einlagen 
und Guthaben bei Sparkaſſen, Banken und anderen Kreditanſtalten; 

5. Diskontbeträge von Wechſeln und Anweiſungen einſchließlich der Schatzwechſel. 

(2) Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören auch: 

1. beſondere Entgelte oder Vorteile, die neben den im Abſ. 1 bezeichneten Einkünften oder an 
deren Stelle gewährt werden; 

2. Einkünfte aus der Veräußerung von Dividendenſcheinen, Zinsſcheinen und ſonſtigen An⸗ 
ſprüchen, wenn die dazugehörigen Aktien, Schuldverſchreibungen oder ſonſtigen Anteile nicht 
mitveräußert werden. 

(3) Soweit Einkünfte der in den Abſätzen 1 und 2 bezeichneten Art zu den Einkünften aus Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft, aus Gewerbebetrieb, aus ſelbſtändiger Arbeit oder aus Vermietung und Verpach⸗ 
tung gehören, ſind ſie dieſen Einkünften zuzurechnen. 


f. Vermietung und Verpachtung (8 2 Abf. 3 Ziffer 6) 
8 21 

(1) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung find: 

1. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Vermögen, insbeſondere von 
Grundſtücken, Gebäuden, Gebäudeteilen, Schiffen, die in ein Schiffsregiſter eingetragen ſind, 
und Rechten, die den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über Grundſtücke unterliegen (3. B. 
Erbbaurecht, Erbpachtrecht, Mineralgewinnungsrecht); 

2. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung von Sachinbegriffen, insbeſondere von beweg⸗ 
lichem Betriebsvermögen; 

3. Einkünfte aus zeitlich begrenzter Überlaſſung von Rechten, insbeſondere von ſchriftſtelleriſchen, 
künſtleriſchen und gewerblichen Urheberrechten, von gewerblichen Erfahrungen und von Gerech⸗ 
tigkeiten und Gefällen; 

4. Einkünfte aus der Veräußerung von Miet⸗ und Pachtzinsforderungen, auch dann, wenn die 
Einkünfte im Veräußerungspreis von Grundſtücken enthalten ſind und die Miet⸗ oder Pacht⸗ 
zinſen ſich auf einen Zeitraum beziehen, in dem der Veräußerer noch Beſitzer war. 

(2) Zu den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung gehört auch der Nutzungswert der Woh⸗ 
nung im eigenen Haus oder der Nutzungswert einer dem Steuerpflichtigen ganz oder teilweiſe unent⸗ 
geltlich überlaſſenen Wohnung einſchließlich der zugehörigen ſonſtigen Räume und Gärten. 

(3) Einkünfte der in den Abſätzen 1 und 2 bezeichneten Art ſind Einkünften aus anderen Ein⸗ 
kunftsarten zuzurechnen, ſoweit ſie zu dieſen gehören. 


g. Sonſtige Einkünfte (82 Abſ. 3 Ziffer 7) 


8 22 


3 Arten ber ſonſtigen Einkünfte 
Sonſtige Einkünfte ſind: 


1. wiederkehrende Bezüge, ſoweit ſie nicht zu anderen Einkunftsarten (5 2 Abſ. 3 Ziffern 1 bis 
6) gehören, insbeſondere 
a) vererbliche Renten, 
b) Leibrenten, Leibgedinge, Zeitrenten und andere unvererbliche Renten, 
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c) Zuſchüſſe und ſonſtige Vorteile, bie als wiederkehrende Bezüge gewährt werden. Iſt die 
Zuwendung freiwillig oder an eine geſetzlich unterhaltsberechtigte Perſon gewährt, ſo iſt 
ſie nicht dem Empfänger zuzurechnen, wenn der Geber unbeſchränkt ſteuerpflichtig iſt; 

2. Einkünfte aus Spekulationsgeſchäften im Sinn des 8 23; 

3. Einkünfte aus Leiſtungen, ſoweit fie weder zu anderen Einkunftsarten ($ 2 Abſ. 3 Ziffern 1 
bis 6) noch zu den Einkünften im Sinn der Ziffer 1 oder Ziffer 2 gehören, z. B. Einkünfte 
aus gelegentlichen Vermittlungen und aus der Vermietung beweglicher Gegenſtände. Solche 
Einkünfte ſind nicht ſteuerpflichtig, wenn ſie weniger als 300 Gulden im Kalenderjahr be⸗ 
tragen haben. Überſteigen die Werbungskoſten die Einnahmen, |o darf der überſteigende Be⸗ 
trag bei Ermittlung des Einkommens nicht ausgeglichen (8 2 Abſ. 2) werden. 


8 23 
Spekulationsgeſchäfte 


(1) Spekulationsgeſchäfte (5 22 Ziffer 2) ſind: 

1. Veräußerungsgeſchäfte, bei denen der Zeitraum zwiſchen Anſchaffung und Veräußerung 
beträgt: 

a) bei Grundſtücken und Rechten, die den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über Grund⸗ 
ſtücke unterliegen (3. B. Erbbaurecht, Erbpachtrecht, Mineralgewinnungsrecht), nicht mehr 
als zwei Jahre, 

b) bei anderen Wirtſchaftsgütern, insbeſondere bei Wertpapieren, nicht mehr als ein Jahr; 

2. Veräußerungsgeſchäfte, bei denen die Veräußerung der Wirtſchaftsgüter früher erfolgt als 
der Erwerb. 3 

(2) Außer Anſatz bleiben die Einkünfte aus der Veräußerung von: 

Schuld⸗ und Rentenverſchreibungen von Schuldnern, die Wohnſitz, Geſchäftsleitung oder Sitz 
im Inland haben, es ſei denn, daß bei ihnen neben der feſten Verzinſung ein Recht auf Um⸗ 
tauſch in Geſellſchaftsanteile (Wandelanleihen) oder eine Zuſatzverzinſung, die ſich nach der 
Höhe der Gewinnausſchüttungen des Schuldners richtet, eingeräumt iſt oder daß ſie von dem 
Steuerpflichtigen im Ausland erworben worden ſind. 

(3) Spekulationsgeſchäfte liegen nicht vor, wenn Wirtſchaftsgüter veräußert werden, deren Wert 
bei Einkünften im Sinn des S 2 Abſ. 3 Ziffern 1 bis 6 anzuſetzen ift. 

(4) Gewinn oder Verluſt aus Spekulationsgeſchäften ift ber Unterſchied zwiſchen dem Veräuße⸗ 
rungspreis einerſeits und den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten und den Werbungskoſten anderer⸗ 
ſeits. Gewinne aus Spekulationsgeſchäften bleiben ſteuerfrei, wenn der aus Spekulationsgeſchäften 
erzielte Geſamtgewinn im Kalenderjahr weniger als 1000 Gulden betragen hat. Verluſte aus Spe⸗ 
kulationsgeſchäften dürfen nur bis zur Höhe des Spekulationsgewinns, den der Steuerpflichtige im 
gleichen Kalenderjahr erzielt hat, ausgeglichen werden. 


h. Gemeinſame Vorſchriften 
5 24 
Zu den Einkünften im Sinn bes $ 2 Abſ. 3 gehören auch: 
1. Entſchädigungen, die gewährt worden ſind dee 
a) als Erſatz für entgangene oder entgehende Einnahmen oder 
b) für die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit, für die Aufgabe einer Gewinn⸗ 
beteiligung oder einer Anwartſchaft auf eine ſolche; 
2. Einkünfte aus einer ehemaligen Tätigkeit im Sinn des 8 2 Abi. 3 Ziffern 1 bis 4 oder 
aus einem früheren Rechtsverhältnis im Sinn des 8 2 Abſ. 3 Ziffern 5 bis 7, und zwar 
auch dann, wenn ſie dem Steuerpflichtigen als Rechtsnachfolger zufließen. 


III. Veranlagung 
8 25 
Veranlagung für das Kalenderjahr 


(1) Die Einkommenſteuer wird nach Ablauf des Kalenderjahrs nach dem Einkommen veranlagt, 
das der Steuerpflichtige in dieſem Kalenderjahr bezogen hat, ſoweit nicht nach 8 43 eine Veranlagung 
unterbleibt. Unberührt bleibt die durch die Verordnung betr. die Einkommenſteuer der nichtbuchfüh⸗ 
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renden Landwirte vom 24. Januar 1934 (G. Bl. S. 29) in der geltenden Faſſung getroffene beſon⸗ 
dere Regelung. 


(2) Hat die Steuerpflicht nicht während des vollen Kalenderjahrs beſtanden, ſo wird das wäh⸗ 
rend der Dauer der Steuerpflicht bezogene Einkommen zugrunde gelegt. In dieſem Fall kann die Ver⸗ 
anlagung bei Wegfall der Steuerpflicht ſofort vorgenommen werden. 


$ 26 
Haushaltsbeſteuerung: Ehegatten 
(1) Ehegatten werden zuſammen veranlagt, ſolange beide unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind und 
nicht dauernd getrennt leben. Die Zuſammenveranlagung erfolgt für das Kalenderjahr, in dem die 
Vorausſetzungen des Satzes 1 mindeſtens vier Monate beſtanden haben. 
(2) Bei der Zuſammenveranlagung ſind die Einkünfte der Ehegatten zuſammenzurechnen. 


8 27 
Haushaltsbeſteuerung: Kinder 
(1) Der Haushaltsvorſtand und ſeine Kinder, für die ihm Kinderermäßigung nach $ 31 Abf. 2 


Ziffer 2 gewährt wird, werden zuſammen veranlagt, ſolange er und die Kinder unbeſchränkt ſteuer⸗ 
pflichtig ſind. 

(2) Bei der Zuſammenveranlagung ſind die Einkünfte des Haushaltsvorſtands und der Kinder 
zuſammenzurechnen. 


(3) Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit (S 2 Abſ. 3 Ziffer 4), bie Kinder aus einem dem 
- Sausbaltsporitanb fremden Betrieb beziehen, ſcheiden bei ber Zuſammenveranlagung aus. 


5 28 
Beſteuerung bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 


Bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft gelten Einkünfte, die in das Geſamtgut fallen, als Einkünfte 
des überlebenden Ehegatten, wenn dieſer unbeſchränkt ſteuerpflichtig iſt. 


δ 29 
Durchſchnittſätze . 

(1) Die Ermittlung bes Gewinns aus Land- und Forſtwirtſchaft bei ben nichtbuchführenden Land⸗ 
wirten erfolgt nach Maßgabe der Verordnung betr. die Einkommenſteuer der nichtbuchführenden 
Landwirte vom 24. Januar 1934 (G. Bl. S. 29) in der jeweils geltenden Faſſung. 

(2) Durchſchnittſätze können ferner aufgeſtellt werden: 

1. für die Ermittlung des Gewinns aus Gewerbebetrieb oder aus ſelbſtändiger Arbeit; 
2. für die Ermittlung des Überſchuſſes der Einnahmen über die Werbungskoſten bei Vermie⸗ 
tung und Verpachtung und des Benutzungswertes der Wohnung im eigenen Hauſe. 

(3) Die nach Abſ. 2 aufgeſtellten Durchſchnittſätze ſind zugrunde zu legen: 

1. der Gewinnermittlung, wenn 
a) der Umſatz die vom Senat beſtimmte Grenze nicht überſteigt und 
b) ordnungsmäßige Bücher nicht geführt werden oder die Bücher ſachliche Unrichtigkeit ver⸗ 
muten laſſen; 
2. der Ermittlung der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, wenn die Werbungskoſten 
nicht ordnungsmäßig aufgezeichnet werden oder die Aufzeichnungen ſachliche Anrichtigkeit ver⸗ 
muten laſſen. 


(4) Der Steuerpflichtige kann nicht einwenden, daß die Durchſchnittſätze zu hoch feſtgeſetzt ſeien. 


5 30 
Beſteuerung bei Auslandsbeziehungen 


Das Landesſteueramt kann bei Einkünften aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft, aus Gewerbebetrieb 
oder aus ſelbſtändiger Arbeit ohne Rückſicht auf das ausgewieſene Ergebnis die Einkommenſteuer in 
einem Pauſchbetrag feſtſetzen, wenn beſondere unmittelbare oder mittelbare wirtſchaftliche Beziehungen 
des Betriebs zu einer Perſon, die im Inland entweder nicht oder nur beſchränkt ſteuerpflichtig iſt, 
eine Gewinnminderung ermöglichen. Das Landesſteueramt entſcheidet nach ſeinem Ermeſſen. 
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IV. Tarif 
$31 
Einkommenſteuertabelle l 


(1) Die zu veranlagende Einkommenſteuer bemißt fid) nach der als Anlage 1 beigefügten Tabelle 
(Einkommenſteuertabelle), zu deren Abänderung der Senat ermächtigt tit. 


(2) Für bie Anwendung der Einkommenſteuertabelle gilt bas folgende: 


1. Ledig find Steuerpflichtige, die zu Beginn des Kalenderjahrs nicht verheiratet ſind. Sie gelten 
aber nicht als ledig: ; 
a) wenn [ie im Kalenderjahr mindeſtens vier Monate verheiratet waren; 
b) wenn ſie verwitwet oder geſchieden ſind und entweder aus ihrer Ehe ein Kind hervor⸗ 
gegangen iſt, oder ſie das 50. Lebensjahr vollendet haben; 
e) wenn ihnen Kinderermäßigung zuſteht; 
d) wenn ſie Vollwaiſen ſind, das fünfundzwanzigſte Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
und ſich in der Ausbildung für einen Beruf befinden. 

2. Kinderermäßigung ſteht dem Steuerpflichtigen für minderjährige Kinder zu, die während 
ſeiner Steuerpflicht mindeſtens vier Monate im Kalenderjahr zu ſeinem Haushalt gehört 
haben. Die Kinderermäßigung kann auf Antrag für volljährige Kinder gewährt werden, 
die auf Koſten des Steuerpflichtigen für einen Beruf ausgebildet werden und das fünfund⸗ 
zwanzigſte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, und zwar auch dann, wenn ſie nicht zum 
Haushalt des Steuerpflichtigen gehören. Die Kinderermäßigung wird nur für Kinder ge⸗ 
währt, die unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind. Als Kinder im Sinn dieſer Vorſchrift gelten 
neben den Abkömmlingen auch Stiefkinder, Adoptivkinder und Pflegekinder und deren Ab⸗ 
kömmlinge. ; 

8 32 
Beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe 
Bei der Veranlagung werden auf Antrag beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe, die die ſteuer⸗ 
liche Leiſtungsfähigkeit des Steuerpflichtigen weſentlich beeinträchtigen, durch Ermäßigung der Ein⸗ 
kommenſteuer berückſichtigt, wenn das Einkommen 20 000 Gulden nicht überſteigt. Dieſer Betrag er⸗ 
höht ſich bei Steuerpflichtigen, denen Kinderermäßigung für mehr als zwei Kinder (8 31 Abſ. 2 
Ziffer 2) gewährt wird, auf 30 000 Gulden. Als beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe im Sinn des 
Satzes 1 gelten außergewöhnliche Belaſtungen 
1. durch Unterhalt von Kindern oder bedürftigen Angehörigen, auch wenn ſie nicht zum Haus⸗ 
halt des Steuerpflichtigen gehören, ET 
2. durch ſonſtige notwendige Aufwendungen, beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe im Sinn des 
§ 10 gehören, insbeſondere Ausgaben wegen Krankheit, Todesfalls oder Unglücksfalls. 


8 33 
Steuerſätze bei auBerorbentliden Einkünften 

(1) überſteigt das Einkommen 6000 Gulden und ſind darin außerordentliche Einkünfte enthalten, 
ſo iſt auf Antrag die Einkommenſteuer für die außerordentlichen Einkünfte auf 10 bis 25 vom Hun⸗ 
dert, bei Ledigen auf 15 bis 35 vom Hundert der außerordentlichen Einkünfte zu bemeſſen. Auf die 
anderen Einkünfte iſt die Einkommenſteuertabelle anzuwenden. 

(2) Als außerordentliche Einkünfte im Sinn des Abſ. 1 kommen nur in Betracht: 

1. Einkünfte, die die Entlohnung für eine Tätigkeit darſtellen, die ſich über mehrere Jahre 
erſtreckt, 

2. Veräußerungsgewinne im Sinn der 88 14, 16, 17, § 18 Abſ. 3, 

3. Entſchädigungen im Sinn von 8 24 Ziffer 1. 

(3) Die Steuerſätze nach Abſ. 1 find auf Antrag auch auf Einkünfte aus außerordentlichen Wald⸗ 
nutzungen anzuwenden, wenn ein Beſtandsvergleich für das ſtehende Holz nicht vorgenommen wird. 
Als außerordentliche Waldnutzungen gelten ohne Unterſchied der Betriebsart alle aus wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen gebotenen Nutzungen, die über die nach forſtwirtſchaftlichen Grundſätzen nachhaltig zu 
erzielenden jährlichen regelmäßigen Nutzungen hinausgehen. Bei Waldnutzungen infolge höherer Ge⸗ 
walt (Eis-, Schnee⸗, Windbruch, Inſektenfraß oder Brand) ermäßigt [id die nach Abſ. 1 zu berech⸗ 
nende Einkommenſteuer auf die Hälfte. HSE i 
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8 34 
E Tantiemeſteuer 
(1) Neben der nach den Vorſchriften der 88 31 bis 33 zu erhebenden Steuer ijt von den nach 
$8 1 und 46 ſteuerpflichtigen Mitgliedern eines Aufſichtsrats im Sinn bes 8 18 Abſ. 1 Ziffer 3 
eine Tantiemeſteuer zu entrichten. Die Tantiemeſteuer beträgt: 
bei Bezügen aus dieſer Tätigkeit, ſofern dieſe zu den Einkünften aus ſelbſtändiger Arbeit zu 
rechnen ſind, 
bis zu 3000 Gulden 10 v. H. dieſer Bezüge, 
von 3 000 Gulden bis zu 10000 Gulden 20 v. 6. dieſer Bezüge, 
über 10000 Gulden 30 v. H. dieſer Bezüge. 


(2) Der Steuerbetrag iſt gelegentlich der endgültigen Einkommenſteuerveranlagung für ein Jahr 
feſtzuſetzen und wird gleichzeitig mit der für dieſes Jahr etwa zu leiſtenden Abſchlußzahlung fällig. 

(3) Die Danziger Körperſchaften, bei denen ein Aufſichtsrat oder dergleichen beſteht, ſind auf 
Erfordern des Steueramtes verpflichtet, über Namen und Adreſſen ihrer Aufſichtsratsmitglieder ſo⸗ 
wie über die Höhe der den einzelnen zugefloſſenen Geſamtbezüge Auskunft zu erteilen. 


V. Entrichtung der Steuer 
1. Vorauszahlungen 
$ 35 
Bemeſſung und Entrichtung ber Vorauszahlungen 

(1) Der Steuerpflichtige hat am 15. Februar, 15. Mai, 15. Auguſt und 15. November Voraus⸗ 
zahlungen auf die Einkommenſteuer zu entrichten. Jede Vorauszahlung beträgt ein Viertel der zuletzt 
veranlagten Einkommenſteuer. Unberührt bleibt die durch die Verordnung betr. die Einkommenſteuer 
der nichtbuchführenden Landwirte vom 24. 1. 1934 (G. Bl. S. 29) in der geltenden Faſſung ge⸗ 
troffene beſondere Regelung. 

(2) Sind in dem der Veranlagung zugrunde gelegten Einkommen Einkünfte enthalten, von 
denen ein Steuerabzug (88 38 bis 42) vorgenommen worden iſt, [o bemeſſen ſich die Vorauszahlungen 


nach dem Betrag, um den die feſtgeſetzte Einkommenſteuerſchuld die Summe ber nach § 44 Abſ. 1 
Ziffer 2 angerechneten Steuerabzüge überſteigt. 


. § 36 
Vorauszahlungen in beſonderen Fällen 

(1) Sit bie Steuerpflicht erit im Lauf eines Kalenderjahrs begründet worden, [o find bie Bor- 
auszahlungen, bie bis zum Empfang des erſten Steuerbeſcheids zu entrichten find, nach dem Einkommen 
feſtzuſetzen, das in den auf die Begründung der Steuerpflicht folgenden zwölf Monaten vorausſichtlich 
erzielt werden wird. 

(2) Iſt der Zeitraum, für den ein Steuerbeſcheid erteilt wird, kürzer als ein Kalenderjahr (Abſ. 1), 
ſo ſind die künftigen Vorauszahlungen nach der Steuer feſtzuſetzen, die ſich ergibt, wenn das dem 
Steuerbeſcheid zugrunde liegende Einkommen in ein Jahreseinkommen umgerechnet wird. 


' 8 37 
Erhöhung und Herabſetzung von Vorauszahlungen 
(1) Die Vorauszahlungen können erhöht werden, wenn die Einkünfte, die nicht dem Steuerabzug 
unterliegen, vorausſichtlich um mehr als ein Fünftel, mindeſtens aber um 2000 Gulden, höher ſein 
werden als die der letzten Veranlagung zugrunde gelegten Einkünfte, die nicht dem Steuerabzug unter- 
legen haben. 
(2) Die Vorauszahlungen können herabgeſetzt werden, wenn der Steuerpflichtige glaubhaft macht, 
daß ſeine Einkünfte, die nicht dem Steuerabzug unterliegen, vorausſichtlich um mehr als ein Fünftel, 
mindeſtens aber um 1000 Gulden niedriger ſein werden als die der letzten Veranlagung zugrunde ge⸗ 
legten Einkünfte, die nicht dem Steuerabzug unterlegen haben. l 
G) Die im Laufe eines Kalenderjahres eintretende Veränderung in ber Höhe ber Voraus⸗ 
zahlungen, ſei es auf Grund der Zuſtellung des endgültigen Steuerbeſcheides, ſei es auf Grund des 
9Ibj. 1 oder 2, hat ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt der abweichenden Feſtſetzung und deren Zuſtellung 
Wirkung für das ganze Kalenderjahr, für das ſie vorgenommen wird. i 
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2. Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnſteuer) es, 
8 38 
Entrichtung ber Lohnſteuer 
(1) Bei Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit wird die Einkommenſteuer durch Abzug vom 
Arbeitslohn erhoben (Lohnſteuer). Der Arbeitgeber hat die Lohnſteuer für den Arbeitnehmer bei jeder 
Lohnzahlung einzubehalten und an das Steueramt abzuführen. 

(2) Wenn der Arbeitslohn ganz oder teilweiſe aus Sachbezügen (§ 8) beſteht und der Barlohn 
zur Deckung der Lohnſteuer nicht ausreicht, ſo hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber den zur Deckung 
der Lohnſteuer erforderlichen Betrag zu zahlen. Unterläßt das der Arbeitnehmer, ſo hat der Arbeit⸗ 
geber einen entſprechenden Teil der Sachbezüge nach ſeinem Ermeſſen zurückzubehalten und die Lohn⸗ 
ſteuer abzuführen. 

(3) Der Arbeitnehmer haftet neben dem Arbeitgeber für bie Lohnſteuer nur, 
1. wenn der Arbeitgeber den Arbeitslohn nicht vorſchriftsmäßig gekürzt hat oder 
2. wenn der Arbeitnehmer weiß, daß der Arbeitgeber die einbehaltene Lohnſteuer nicht vor⸗ 
ſchriftsmäßig abgeführt hat, und dies dem Steueramt nicht unverzüglich mitteilt. 


8 39 
Bemeſſung ber Lohnſteuer 
(1) Die Lohnſteuer bemißt ſich bei monatlicher Lohnzahlung nach der als Anlage 2 beigefügten 
Tabelle (Lohnſteuertabelle), zu deren Abänderung der Senat ermächtigt iſt. Wird der Arbeitslohn 
für einen anderen als monatlichen Zeitraum gezahlt, ſo betragen die Lohnſtufen und die Lohnſteuer 
Bruchteile der Beträge der Lohnſteuertabelle, und zwar 


für nicht mehr als vier Arbeitſtunden 5 1/59» 
für mehr als vier Arbeitſtunden, aber nicht mehr "als einer Arbeitstag 20 
für volle Arbeitswochen . 5 205 


Die Steuerbeträge ſind auf volle 5 Pfennig er ae ober noch REOR abzurunden. 

(2) Für die Anwendung der Lohnſteuertabelle gilt das folgende: 

1. Ledig ſind Arbeitnehmer, die nicht verheiratet ſind. Nicht als ledig gelten: 

a) verwitwete oder geſchiedene Arbeitnehmer, wenn entweder aus ihrer Ehe ein Kind her⸗ 
vorgegangen ijf, oder wenn fie bas 50. Lebensjahr vollendet haben; 

b) Arbeitnehmer, denen Kinderermäßigung zuſteht; 

c) Vollwaiſen, die das fünfundzwanzigſte Lebensjahr noch nicht vollendet haben und ſich in 
der Ausbildung für einen Beruf befinden; 

2. Kinderermäßigung ſteht dem Arbeitnehmer für minderjährige Kinder (S 31 Abſ. 2 Ziffer 2) 
zu, die zu ſeinem Haushalt gehören. Die Kinderermäßigung kann auf Antrag für volljährige 
Kinder (8 31 Abſ. 2 Ziffer 2) gewährt werden, die auf Koſten des Arbeitnehmers für 
einen Beruf ausgebildet werden und das fünfundzwanzigſte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, und zwar auch dann, wenn ſie nicht zum Haushalt des Arbeitnehmers gehören. Die 
Kinderermäßigung wird nur für Kinder gewährt, die unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind. 

(3) Für bie Berückſichtigung des Familienſtands (Abſ. 2) find die Verhältniſſe am Stichtag der 
Perſonenſtandsaufnahme vor Beginn des Kalenderjahrs maßgebend und auf ber Steuerkarte (8 42) 
einzutragen. Erhöht ſich die Zahl der Familienangehörigen, ſo hat das Steueramt auf Antrag die 
Steuerkarte zu ergänzen. Die Ergänzung ift erit bei der Lohnzahlung zu berückſichtigen, bei ber die 
ergänzte Steuerkarte vorgelegt wird. 

(4) Der Senat beſtimmt die Höhe der Lohnſteuer, 

1. wenn der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber keine Steuerkarte (§ 42) aushändigt, 

2. wenn ein Zeitraum, für den der Arbeitslohn gezahlt wird, nicht feſtgeſtellt werden kann. 


8 40 
Bemeſſung ber Lohnſteuer bei ſonſtigen Bezügen 
Erhält der Arbeitnehmer neben dem laufenden Arbeitslohn aus demſelben Dienſtverhältnis ſon⸗ 
ſtige, insbeſondere einmalige Bezüge (3. B. Tantiemen, Gratifikationen uſw.), ſo beträgt die Lohn⸗ 
ſteuer von den ſonſtigen Bezügen: 
1. bei einem ledigen Arbeitnehmer (S 39 Abſ. 2 Ziffer 1) . . . . . . 16 vom Hundert; 
2. bei anderen Arbeitnehmern, 
a) wenn ihnen keine Kinderermäßigung (8 39 Abſ. 2 Ziffer 2) ge 
Währt wird 10 pmi ιο 


794 
b) wenn ihnen Kinderermäßigung (8 39 Abſ. 2 Ziffer 2) gewährt wird 


für ein Kind, 8 vom Hundert, 


für zwei Kinder,, 88 6 vom Hundert, 

für drei Kinder 8 3 vom Hundert, 

für mehr als drei Kinder, r 1 vom Hundert. 
8 41 


Berückſichtigung beſonderer Verhältniſſe 

(1) Auf Antrag des Arbeitnehmers werden für die Berechnung der Lohnſteuer die folgenden Be⸗ 
träge vom Arbeitslohn abgezogen: 

1. wenn die Werbungskoſten (8 9), die bei den Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit erwachſen, 
und die Sonderausgaben im Sinn des 8 10 Abſ. 1 Ziffern 2 bis 4 und Abſ. 2 zuſammen 
40 Gulden monatlich überſteigen, der 40 Gulden überſteigende Betrag; 
die Sonderausgaben im Sinn bes $ 10 Abſ. 1 Ziffer 1; : 
. wenn bejondere wirtſchaftliche Verhältniſſe bie ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit bes Arbeitnehmers 

weſentlich beeinträchtigen ($ 32), ein vom Steueramt nach ſeinem Ermeſſen zu beſtimmender 
Betrag. 

(2) Das Steueramt hat die nach 9151. 1 vom Arbeitslohn abzuziehenden Beträge auf der 
Steuerkarte (S 42) einzutragen. Der Abzug ilt erit bei der Lohnzahlung vorzunehmen, bei der dem 
Arbeitgeber die Steuerkarte mit dieſer Eintragung vorgelegt wird. 

(3) Der Arbeitnehmer hat die Berichtigung ſeiner Steuerkarte (8 42) zu beantragen, wenn er eine 
Hausgehilfin, für die er einen Abzug nach Abſ. 1 Ziffer 2 erhält, entläßt und innerhalb eines 
Monats keine andere einſtellt. Der Arbeitnehmer haftet für die Lohnſteuer, die deswegen nicht er⸗ 
hoben worden iſt, weil die Steuerkarte nicht berichtigt worden iſt. 
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5 42 
Steuer karte 

Der Arbeitnehmer muß ſich für die Lohnſteuerberechnung vor Beginn des Kalenderjahrs oder 
des Dienſtverhältniſſes von dem Steueramt oder der Gemeindebehörde eine Steuerkarte ausſtellen 
laſſen und muß dieſe dem Arbeitgeber aushändigen. Der Arbeitgeber hat die Steuerkarte während der 
Dauer bes Dienſtverhältniſſes aufzubewahren und Te dem Arbeitnehmer am Ende des Kalender⸗ 
jahrs oder bei Beendigung des Dienſtverhältniſſes zurückzugeben. Der Senat kann ein anderes Ver⸗ 
fahren vorſchreiben. 

3. Veranlagung von ſteuerabzugspflichtigen Einkünften 
8 43 
(1) Beſteht das Einkommen ganz oder teilweiſe aus Einkünften, von denen ein Steuerabzug vor⸗ 
genommen worden iſt, ſo wird der Steuerpflichtige mit dem Einkommen veranlagt, wenn 
- τ. das Einkommen den Betrag von 10 000 Gulden überſteigt oder 
2. die Einkünfte, von denen der Steuerabzug nicht vorgenommen worden iſt, mehr als 300 Gulden 
betragen oder 
3. wenn der Arbeitnehmer in mehreren Dienſtverhältniſſen gleichzeitig geſtanden hat, oder 
4. wenn die Ehefrau, die nicht dauernd vom Ehemann getrennt lebt, in einem Dienſtverhältnis 
geſtanden hat. 

(2) Werden die im Abf. 1 bezeichneten Grenzen nicht überſchritten, ſo findet keine Veranlagung 
ſtatt. Die Einkommenſteuer, die auf ſteuerabzugspflichtige Einkünfte entfällt, gilt in dieſem Fall für 
den Bezieher dieſer Einkünfte als getilgt, wenn [εἰπε Haftung erloſchen tjt (8 38 Abſ. 3). 

(3) Bei der Veranlagung iſt für Werbungskoſten bei Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit 
mindeſtens ein Pauſchbetrag von 200 Gulden abzusetzen. § 10 Abſ. 4 findet entſprechende Anwendung. 


4. Abſchlußzahlung 
: : 8 44 
) Auf die Einkommenſteuerſchuld werden angerechnet: 
1. die für das Kalenderjahr entrichteten Vorauszahlungen, 
2. die durch Steuerabzug einbehaltenen Beträge, ſoweit ſie auf die im Kalenderjahr bezo⸗ 
zogenen Einkünfte entfallen. j ; 
(2) It bie Einkommenſteuerſchuld größer als bie Summe der Beträge, die nach Abſ. 1 anzu⸗ 
rechnen ſind, ſo iſt der Unterſchiedsbetrag innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbeſcheids 
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zu entrichten (Abſchlußzahlung). Der Teil der Abſchlußzahlung, der den im Kalenderjahr fällig ge⸗ 
wordenen, aber nicht entrichteten Vorauszahlungen entſpricht, iſt ſofort zu entrichten. 

68) It die Einkommenſteuerſchuld kleiner als die Summe der Beträge, bie nach Abſ. 1 anzu- 
rechnen ſind, ſo wird der Unterſchiedsbetrag nach Bekanntgabe des Steuerbeſcheids durch Aufrechnung oder 
E Mi ausgeglichen. Beträge, bie durch Steuerabzug einbehalten worden find, werden nicht 
erſtattet. 

VI. Beſteuerung nach dem Verbrauch 
8 45 

(1) Der Steuerpflichtige kann nach dem Verbrauch beſteuert werden, wenn der Verbrauch im 
Kalenderjahr 6000 Gulden überſtiegen hat und um mindeſtens die Hälfte höher iſt als das Ein⸗ 
kommen. Der Betrag von 6000 Gulden erhöht ſich um je 2000 Gulden für jedes Kind, für das dem 
Steuerpflichtigen eine Kinderermäßigung nach S 31 Abſ. 2 Ziffer 2 gewährt wird. 

(2) Zum Verbrauch gehören alle Aufwendungen des Steuerpflichtigen für ſeinen Haushalt und 
für ſeine Lebensführung und die Lebensführung ſeiner Angehörigen. 

(3) Zum Verbrauch gehören nicht: 

1. die Sonderausgaben (8 10 Abf. 1); 
2. die Steuern vom Einkommen und die Vermögenſteuer; 
3. Ausgaben für Ausſteuern oder Ausſtattungen, ſoweit ſie das den Verhältniſſen des Steuer⸗ 
pflichtigen entſprechende Maß nicht überſtiegen haben; 
Ausgaben für politiſche, wiſſenſchaftliche, künſtleriſche, mildtätige oder gemeinnützige Zwecke; 
Ausgaben, die durch Krankheiten, Todesfälle oder Unglücksfälle oder durch körperliche oder 
geiſtige Gebrechen verurſacht find; 
6. Aufwendungen, die durch Geburt eines Kindes entſtanden find; 
7. außerordentliche Aufwendungen, die durch den Unterhalt oder die Erziehung eines Kindes 
oder den Unterhalt eines bedürftigen Angehörigen entſtanden find; 
8. Aufwendungen aus ſozialen Beweggründen für Arbeitnehmer oder frühere Arbeitnehmer oder 
für ihre Angehörigen; 
9. der Teil des Verbrauchs, den der Steuerpflichtige beſtritten hat 
a) aus Einkommen, das er in den letzten drei Jahren verſteuert, aber nicht verbraucht hat, 
b) aus Bezügen, die nach 8 3 ſteuerfrei jind, oder aus Bezügen, bie dem Steuerpflichtigen 
nach $ 22 Ziffer 1 Buchſtabe c Satz 2 nicht zuzurechnen ſind. 

(4) Die Einkommenſteuer nach dem Verbrauch beträgt nur die Hälfte der Steuer, die ſich aus der 
Einkommenſteuertabelle ergibt. Wenn der ſich danach ergebende Steuerbetrag geringer iſt als der 
Steuerbetrag, der ſich bei Zugrundelegung des Einkommens ergeben würde, ſo iſt der Beſteuerung 
nicht der Verbrauch, ſondern das Einkommen zugrunde zu legen. 
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VII. Beſteuerung beſchränkt Steuerpflichtiger 
8 46 
Beſchränkt ſteuerpflichtige Einkünfte 
Inländiſche Einkünfte im Sinn der beſchränkten Einkommenſteuerpflicht (8. 1 Abſ. 2) ſind: 

1. Einkünfte aus einer im Inland betriebenen Qand- und Forſtwirtſchaft (88 13, 14); 

2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb (S8 15, 16), für den im Inland eine Betriebſtätte unterhalten 
wird oder ein ſtändiger Vertreter beſtellt iſt, und Einkünfte aus der Veräußerung eines 
Anteils an einer inländiſchen Kapitalgeſellſchaft (8 17); : 

3. Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit (S 18), bie im Inland ausgeübt oder verwertet wird 
oder worden iſt; 

4. Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit (8 19), die im Inland ausgeübt oder verwertet wird 
oder worden iſt, und Einkünfte, die aus inländiſchen öffentlichen Kaſſen mit Rückſicht auf ein 
gegenwärtiges oder früheres Dienſtverhältnis gewährt werden; 

5. Von den Einkünften aus Kapitalvermögen (S 20): 

a) die in S8 20 Abſ. 1 Ziffer 1 bezeichneten Einkünfte, ſoweit fie auf Anteile an Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung entfallen, 
b) die in § 20 Abſ. 1 Ziffer 2 bezeichneten Einkünfte, 
c) die in 8 20 Abſ. 1 Ziffer 3 bezeichneten Einkünfte 
und zwar zu a) und b) ſofern der Schuldner Wahnſitz, Geſchäftsleitung oder Sitz im Inland 
hat und zu c) ſofern die Forderung durch inländiſche Rechte, die den Vorſchriften bes bürger⸗ 
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lichen Rechts über Grundſtücke unterliegen, oder durch Schiffe, bie in ein inländiſches 
Schiffsregiſter eingetragen ſind, unmittelbar oder mittelbar geſichert ſind. 

6. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung ($ 21), wenn das unbewegliche Vermögen, bie 
Sachinbegriffe oder Rechte im Inland belegen oder in ein inländiſches öffentliches Buch oder 
Regiſter eingetragen ſind oder in einer inländiſchen Betriebſtätte verwertet werden; 

7. ſonſtige Einkünfte im Sinne des § 22 Ziffer 2, ſoweit es ſich um Spekulationsgeſchäfte 
mit inländiſchen Grundſtücken oder mit inländiſchen Rechten handelt, die den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts über Grundſtücke unterliegen. 


8 47 
Sondervorſchriften für beſchränkt Steuerpflichtige 

(1) Beſchränkt Steuerpflichtige dürfen Werbungskoſten (S 9) nur inſoweit abziehen, als ſie mit 
inländiſchen Einkünften in wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen. Die Vorſchriften des 8 10 (Son⸗ 
derausgaben), des § 32 (Beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe) und des § 33 (Steuerſätze bei auker- 
ordentlichen Einkünften) ſind nicht anwendbar. 

(2) Die Einkommenſteuer bemißt lih bei beſchränkt Steuerpflichtigen, ſoweit [ie veranlagt werden, 
nach der Steuer für verheiratete Steuerpflichtige ohne Kinder. 

(3) Die Einkommenſteuer für Einkünfte, die dem Steuerabzug vom Arbeitslohn unterliegen, gilt 
bei beſchränkt Steuerpflichtigen durch den Steuerabzug als abgegolten. Die Höhe der Lohnſteuer 
beſtimmt der Senat. 

(4) Das Steueramt kann die Einkommenſteuer bei beſchränkt Steuerpflichtigen ganz oder zum 
Teil erlaſſen oder in einem Pauſchbetrag feſtſetzen, wenn es aus volkswirtſchaftlichen Gründen zweck⸗ 
mäßig iſt oder eine geſonderte Berechnung der Einkünfte beſonders ſchwierig iſt. 

(6) Das Steueramt kann die Einkommenſteuer von beſchränkt ſteuerpflichtigen Einkünften, ſoweit 
dieje nicht bereits nach 88 38 bis 42 dem Steuerabzug unterliegen, im Weg des Steuerabzugs er- 
heben, wenn dies zur Sicherſtellung des Steueranſpruchs zweckmäßig iſt. Das Steueramt beſtimmt 
hierbei die Höhe des Steuerabzugs. 


VIII. Steuer anteile der Gemeinden und Gemeindeverbände 


$ 48 
(GL) ert ‚Stadien. werdet en. 2 ar cmm yelut D Eodem edu 30,15 vom Hundert 
den Landgemeinden Wedenmnmn‚‚‚‚‘dd 8 21,60: „ 7 
Den Mutsbesitien Werden 0 EE SE BM 1255 „ » 
und den den beiden letzteren übergeordneten Gemeindeverbänden ; 280 e 


des tatfählihen Aufkommens ber Einkommenſteuer einſchließlich ber Tantiemeſteuer bes § 34 überlaſſen. 

(2) Weitere 1,15 vom Hundert des Aufkommens der Einkommenſteuer ſind zur Bildung eines 
Ausgleichsfonds zu verwenden, aus dem leiſtungsunfähigen Gemeinden Beträge zugewieſen werden. 
Den gleichen Zwecken ſind auch die nach Abſ. 1 den Gemeindeverbänden unmittelbar zugewieſenen 2,50 
vom Hundert des Aufkommens zuzuführen. 

(3) Der Senat iſt berechtigt, die Anteile der Gemeinden und Gemeindeverbände an der Einkommen⸗ 
ſteuer anderweitig zu regeln. 

(4) Die Gemeinden und Gemeindeverbände ſind nicht berechtigt, Zuſchläge zu der Einkommenſteuer 
oder eine ihrem Weſen nach der Einkommenſteuer gleichartige Steuer zu erheben. | 


f 8 49 

(1) Aus den der Freien Stadt Danzig nach $ 48 verbleibenden Einkommenſteuerbeträgen ijt 
vierteljährlich, beginnend mit dem erſten Vierteljahr des Kalenderjahres 1935, dem zum Zwecke der 
Gewährung von Eheſtandsdarlehen auf Grund des $ 6 der Verordnung zur Förderung der Ehe⸗ 
ſchließungen vom 27. Juli 1933 (G. Bl. S. 341) gebildeten Fonds ein Betrag von 140000 G zu- 
zuführen. 
(2) Der Senat iſt befugt, die Höhe der ſich aus Abſ. 1 ergebenden Zahlungen anderweitig zu 
regeln. 

8.50 

(1) über bie Art unb Weiſe ber Berechnung der Anteile der einzelnen Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände aus der Einkommenſteuer werden die näheren Beſtimmungen durch den Senat getroffen. 

(2) Hinſichtlich der Verteilung der Anteile aus dem Aufkommen durch Lohnabzug gilt ohne 
Rücksicht auf die nachträglich eintretenden Wohnſitz⸗ oder Aufenthaltsänderungen die Gemeinde als 
anſpruchsberechtigt, für deren Bezirk das Steuerbuch ausgeſtellt iſt oder auszuſtellen war. 


υπ 
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IX. Beſteuerungsrecht bet Religionsgeſellſchaften 
8 51 
(1) Die Religionsgeſellſchaften des öffentlichen Rechts find berechtigt, Zuſchläge zu der Einkommen⸗ 
ſteuer zu erheben. 
(2) Die näheren Beſtimmungen über die Bemeſſung der Zuſchläge trifft der Senat. Er iſt ins⸗ 
beſondere befugt, anzuordnen, daß die Zuſchläge eine von ihm feſtzuſetzende Grenze nicht überſteigen 
dürfen oder von einer durch ihn beſtimmten Höhe ab ſeiner ausdrücklichen Genehmigung bedürfen. 


Artikel II 
Die Verordnung betreffend die Einkommenſteuer der nichtbuchführenden Landwirte vom 24. Ja⸗ 
nuar 1934 (G. Bl. S. 29) wird wie folgt geändert: : Lus dud ΕΗ 
1. In $ 1 Abſ. 1 werden bie Worte „nach Anhörung des gemäß $ 29 der Rechtsverordnung über 
die Erhebung einer Grundvermögenſteuer vom 24. März 1932 gebildeten Feſtſtellungsausſchuß“ 
geſtrichen. 
2. In 8 1 Abſ. 2 werden 
a) in Satz 1 ſtatt der Worte „des § 6 Abſ. 1 Ziffer 2 und 3 ſowie Ziffer 5 bis 8 Eink. St. 
Gel.“ die Worte geſetzt: „des S 2 Abſ. 3 Ziffer 2 und 3 ſowie Ziffer 5 bis 7 Eint. St. Geſ.“, 
b) in Satz 1 ſtatt „100 G“ geſetzt: „300 G“. 
3. In 8 2 Abſ. 1 Satz 2 werben die Worte „gemäß 8 55 Abſ. 2 Eink. St. ej. geſtrichen. 
4. 8 4 erhält folgenden Wortlaut: 2 
»8 4 

Die Pauſchſätze ergeben den für das laufende Wirtſchaftsjahr erzielten Gewinn für den Hektar 
des landwirtſchaftlichen Betriebsvermögens einſchließlich der Entnahme des Betriebsinhabers für 
außerbetriebliche Zwecke (8 4 Abſ. 1 Satz 2 Einf. St. Gef.) und des Nutzungswertes feiner Woh- 
nung (S8 13 Abſ. 2 Ziffer 2 Eink. St. Geſ.).“ 

5. § 6 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„(d) Von bem nach 8 5 errechneten Geſamtgewinn find vor Feſtſetzung des Einkommens 
Betriebsausgaben (5 4 Abſ. 3) abzuſetzen, ſoweit He nicht bei Feſtſetzung der Pauſchſätze berück⸗ 
ſichtigt find, und Sonderausgaben (S 10 Eink. St. Geſ.), beide in ber fid) auf das abgelaufene Ka- 
lenberjabr unter Beachtung des S 11 Eink. St. Geſ. ergebenden Höhe.“ 

6. § 7 erhält folgenden Wortlaut: 
r »5 f 

Für bie Anwendung ber Einkommenſteuertabelle nach 8 31 Eink. St. Geſ. ift maßgebend der 
Familienſtand zu Beginn des Kalenderjahres. 8 32 Eink. St. Geſ. findet mit der Maßgabe Mn- 
wendung, daß nur ſolche wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu berückſichtigen ſind, die in dem abge⸗ 
laufenen Kalenderjahr eingetreten ſind.“ 

7. $ 9 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„(I) Beziehen Steuerpflichtige, deren Steuerſchuld gemäß 8 8 Abf. 1 endgültig feſtgeſetzt 
it, im Laufe des Erhebungszeitraums ſonſtiges Einkommen im Sinne bes 8 1 Abſ. 2, fo iit das 
ſonſtige Einkommen, ſoweit es nicht bereits durch den Steuerabzug vom Arbeitslohn erfaßt wird, 
nach den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes geſondert zur Einkommenſteuer heranzuziehen. 
Der Steuerbetrag für das ſonſtige Einkommen bemißt ſich in der Weiſe, daß zur Erhebung kommt 
der Unterſchied zwiſchen dem auf das Geſamteinkommen entfallenden Steuerbetrag und dem für 
das landwirtſchaftliche Einkommen bereits feſtgeſetzten.“ 

8. a) 8 10 Abſ. 1 wird geſtrichen. 
b) In § 10 Abſ. 2 werden die Worte „den Notzuſchlag“ geſtrichen. 


Artikel III 
Übergangs⸗ und Schlußvorſchriften 

Dieſe Rechtsverordnung tritt mit ihrer Verkündung und folgender Maßgabe in Kraft: 
1. Die Vorſchriften über den Steuerabzug vom Arbeitslohn (Artikel I, 88 38 bis 42, 8 47 Abi. 3) 

ſind erſtmalig auf den Arbeitslohn anzuwenden, der für eine nach dem 31. Dezember 1934 er⸗ 
folgte Dienſtleiſtung gewährt wird. 

Vom gleichen Zeitpunkt ab fällt fort der beſondere Notzuſchlag für Lohnempfänger auf 
Grund der Verordnung über die Erhebung eines Notzuſchlags zur Einkommen⸗ und Körper⸗ 
ſchaftsſteuer in der Faſſung vom 25. Februar 1933 (G. Bl. S. 93). 
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Die Vorſchriften des Artikel I, SS 1 bis 30 (mit Ausnahme des 8 6 Ziffer 1 Satz 4, 8 10 
Abi. 1 Ziffer 1 und bes 8 29 Abſ. 1), des 8 34 und der SS 43 und 47 (mit Ausnahme des 
§ 47 Abſ. 2 und 3) finden erſtmalig auf die endgültige Einkommenſteuerveranlagung für 1934 
Anwendung. ᾿ 
„Die Vorſchrift bes Artikel I, 8 29 Abſ. 1 in Verbindung mit 8 10 Abſ. 1 Ziffer 1, 88 31 bis 
33 und Artikel II finden erſtmalig Anwendung auf bie Veranlagung ber nichtbuchführenden Land- 
wirte für 1935. Neben den hiernach feſtgeſetzten Steuerbeträgen wird der Notzuſchlag auf Grund 
der Verordnung über die Erhebung eines Notzuſchlags zur Einkommen- und Körperſchaftſteuer 
in ber Faſſung vom 25. 2. 1933 (G. Bl. S. 93) nicht mehr erhoben. 
Die Vorſchriften des Artikel I, 8 10 an 1 Ziffer 1, 88 35 bis 37 in Verbindung mit 88 31 
bis 33 finden erſtmalig Anwendung auf bie Feſtſetzung der Vorauszahlungen für 1935. Neben 
den hiernach feſtgeſetzten Vorauszahlungen entfallen die Vorauszahlungen auf den Notzuſchlag auf 
Grund der Verordnung über die Erhebung eines Notzuſchlags zur Einkommen- und Körper- 
ſchaftsſteuer in ber Faſſung vom 25. 2. 1933 (G. Bl. S. 93). 
„Die Vorſchriften der 58 46 bis 50 finden erſtmalig Anwendung auf die nach dem 31. Dezember 
1934 auf die Einkommenſteuer und den bisherigen Notzuſchlag zur Einkommenſteuer eingehenden 
Zahlungen. 
. $ 51 findet erſtmalig Anwendung auf die Erhebung der Kirchenſteuer für die Zeit nach dem 
31 3 1935 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Artikel I, 8 6 Ziffer 1 Satz 4 wird vom Senat beſtimmt. 
Soweit im Vorſtehenden nichts Abweichendes vorgeſchrieben iſt, finden Anwendung 
l. auf die endgültige Feſtſetzung der Einkommenſteuer für 1934: 
a) die Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes vom 31. Dezember 1931 (G. Bl. 1932 S. 29), 
b) $8 4 und 5 der Verordnung zur Förderung der Eheſchließungen vom 29. Juli 1933 
(G. Bl. S. 341), 
c) Abſchnitte IV und V ber Dritten Verordnung zur Erhaltung und Verbeſſerung von Ar⸗ 
beitsgelegenheiten vom 15. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 383), 
d) 8 6 Abj. 1 Ziffer 1 der Verordnung über die Erhebung einer freiwilligen Spende zur 
Förderung der nationalen Arbeit vom 29. Juli 1933 (G. Bl. S. 337), 
Π. auf die endgültige Feſtſetzung des Notzuſchlags aur Einkommenſteuer 
für 1934: 
die Verordnung über die Erhebung eines Notzuſchlags zur Einkommen- und Körperſchafts⸗ 
ſteuer in der Faſſung vom 25. Februar 1933 (G. Bl. S. 93). 
Der Senat ift ermächtigt, für die Überleitung der Einkommenſteuer⸗Vorauszahlungen 1935 von 
der alten auf die neue Berechnungsweiſe (Ziffer 4) auch vor der Durchführung der endgültigen 
Veranlagung zur Einkommenſteuer und zum Notzuſchlag für 1934 beſondere Anordnungen zu 
treffen. 


Danzig, den 11. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


799 
Berichtigung 


In vorſtehender Verordnung iſt Folgendes zu berichtigen: 
Auf Seite 792: In 8 34 Abſ. (3) muß es heißen ſtatt Körperſchaften „Kapitalgeſellſchaften“. 
Auf Seite 794: In 8 43 Abſ. (2) erſte Zeile ift für die Worte: Werden die im MbT? (1) zu ſetzen 
„Werden in den Fällen des Abſ. 1 Ziffer 1 und 2 die dort“. 

Auf Seite 795: In 8 46 letzte Zeile ijt hinter durch einzufügen „inländiſchen Grundbeſitz durch“. 
Auf Seite 796: In 8 47 ift zu ſetzen für Ab. (6) Abſ. „(5)“. 

In 8 48 Abſ. (2) erſte Zeile ijt für 1,15 zu ſetzen „1,25“. 

In 8 50 Abſ. (2) letzte Zeile iſt zu [eben für das Steuerbuch „die Steuerkarte“. 
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Einkommen⸗ 
— ...'! ——..;ñ;x?'ę k. —— — 
Einkommen ü Die Einkommenſteuer 
Kinderlos Steuerpflichtigen, dem Kinder⸗ 
Stufe Mittel⸗ Ledigen Bere | : 3 
τν feat | at | See | Kinder 
G o a. G G G 
SS 3 4 5 6 1 
mehr als — bis i 
500 — 560 530 18 — — — — 
560 — 675 600 36 — — — = 
675 — 825 750 60 — c = 
825 — 975 900 90 48 49 — — 
970 — 1125 1 050 114 72 60 — — 
1195 — 1 275 1200 138 96 78 6 — 
1975 — 1435 1350 168 120 102 18 — 
1425 — 1575 1 500 216 144 126 30 — 
1575 — 1 725 1 650 264 168 150 42 6 
1725 — 1 925 1800 324 186 174 54 12 
1925 — 2250 2100 402 222 210 78 30 
2250 — 2550 2 400 480 264 246 109 54 
9550 — 2850 2 700 540 342 324 132 90 
9850 — 8150 8000 600 984 866 150 102 
3150 — 3450 3300 696 426 408 168 120 
8450— 3800 8 600 756 468 450 192 132 
8800 — 4250 4.000 840 522 504 216 150 
4250 — 4750 4 500 990 594 576 258 180 
4 750 — 5250 5.000 1104 660 648 312 228 
5250 — 5750 5 500 1212 816 198 866 258 
5750 — 6250 6.000 1380 894 876 | 426 288 
6250 — 6 750 6 500 1518 972 954 504 836 
6750 — 7250 1 000 1 656 1050 1082 564 366 
7250 — 7750 7 500 1800 1122 1110 624 396 
7150 — 8250 8 000 1944 1200 1188 684 426 
8950 — 8750 8 500 2082 1278 1 266 786 492 
8 750 — 9250 9 000 9 232 1368 1344 864 522 
9250 — 9780 9 500 2376 1452 1428 942 582 
9750 — 10250 10 000 2 526 1 560 1586 1014 642 
10950 — 10750 10 500 2 676 1758 1728 1092 702 
10750 — 11250 11 000 2 838 1848 1 880 1 164 768 
11250 — 11750 11 500 2 994 1950 1 926 1242 846 
11750 — 12500 12 000 8180 2 046 2.028 1 314 918 
12500 — 13500 13 000 8 510 2944 2226 1.580 1116 
18500 — 14500 14 000 8 852 2443 2494 1716 1 266 
14500 — 15500 15 000 4 200 9 640 2 622 1 896 1 422 
15500 — 16500 16000 ` 4 560 2 856 2832 2016 1 002 
16500 — 17500 17.000 4 932 8 018 8 054 2 916 1818 
17500 — 18500 18.000 5310 8 306 8 282 9 544 1 998 
18500 — 19500 19 000 5 700 8 628 8 504 2760 2184 
19500 — 20500 20 000 6 162 8756 8732 2 976 2 406 


20500 — 21500 21 000 6510 4014 8 984 8 348 2 748 
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ΠΝ ————— Anlage 1. 
It ke bei enen er 

} ER τας KE H KEN D < ermi i S 
Ermäßigung gewährt wird für der Ge 2 


EU ere 55 E i T. sisp) 9 |. 10 Spalte 14 
Kinder Kinder Kinder Kinder Kinder Kinder Kinder um je 


Se: eG G G α X G μαι Lo 
| — g- — 10 ο αι ο — 19 14 Te Ίσως 
2 | } en 
= Sal ες Ex = = = 530 
= zu [e = Es E = 600 
= mal A 5 m — 750 
= cuu d Hee | z 7 al o — ‚900 
= m "mel ar ES xi 1050 
Se 5 E μα] a E 1 900 
E = "ea Le 0 1 860 
z = — ou ZR noc. pues 1 500 
Se —— Rs E er ER ΕΞ 1 650 
x x = 2 = 1 = 1 800 
ers — | = 5 == 2100 
6 met) 9e] a) — EE AE = 2 400 
iS — | — | = — — — 2 700 
42 = | > | i | ED d — SG 8 000 
60 „ xt EE 3 = 8.300 
72 = 2 — 2 E | = 8 600 
78 12 SC = al Ge og = 4 000 
84 3 = — V 4500 
120 42 — == weab mn = 5 000 
138 54 = — — u = 5 500 
156 06 ou ^ua Ru Lj 6 000 
192 72 24 — 009 αἱ Tm — d 6 500 
210 84 36 mie | zieol ΠΠ mem. 7.000 
228 90 48 = 0 | ea Fe 7 500 
240 102 60 —. — τὸ n 5 8000 
294 144 72 12 της οὐ eh = 8 500 
348 192 84 24 vin ia 9 000 
402 246 108 36 — a EE 9 500 
462 294 144 48 12 5 = 10 000 
523 349 192 60 24 ES = 10 500 
582 402 | 940 84 36 12 = 11.000 
642 462 | 294 120 72 24 == - Us SL 500 
702 522 342 162 114 36 19 12 12 000 
906 714 546 378 210 72 36 86 13 000 
1056 846 666 496. | 806 108 72 72 14 000 
1 206 996 786 576 366 156 108 108 15 000 
1356 1146 936 120. | 516 306 192° 192 16000 
1.566 1332 1199 912 702 492 282 282 17.000 
1746 1494 1972 1050 | 828 606 384 808 18 000 
1926 1674 1422 1170 918 666 414 SS" 19 000 
9 100 1854 | 1003 1350 1098 ` 846 594 | . 864 20 000 
2436 2154 | 1909 1 660 1398 1146 894 “| 21000 
| | 
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Einkommen⸗ 
Kür! TT:: 8 
Einkommen Die Einkommenſteuer 
e Kinderlos Steuerpflichtigen, dem Kinder⸗ 
Stufe e Ledigen em 1 3 3 
Kind Kinder Kinder 
= G G G G G G G 
1 2 3 4 5 6 7 
21 500 — 22 500 22 000 6 930 4 296 4 266 3 612 2 964 
22 500 — 23 500 23 000 7362 4 578 4 542 8876 3192 
23500 — 24 500 24.000 7800 4 854 4 824 4128 8 456 
24500 — 25500 25 000 8250 5136 5106 4 422 8714 
25500 — 26 500 26 000 8718 5532 5 388 4 872 4 192 
26 500 — 27 500 27 000 9180 | 5 880 5604 | 51782 4 392 
27500 — 28500 28 000 9.702 6 234 5 046 5472 4 692 
28 500 — 29 500 29 000 10 260 6 582 6 228 5 820 4 992 
29500 — 30 500 30 000 10 818 6 930 6 576 6 168 5 292 
30 500 — 31 500 31 000 11 382 7 284 6 930 6516 5 604 
31500 — 32500 82 000 11 940 7632 7278 6 852 5 952 
32 500 — 33 500 33 000 12 498 7 980 7 632 7212 6 300 
- 88500 — 34500 34 000 13 062 8 334 7980 7580 6 654 
34500 — 35500 35 000 13 620 | 8 682 8 328 7 920 7 002 
85 500 — 36500 36 000 14 178 | 9 080 8 676 8 268 π 850 
36 500 — 87500 31 000 14 742 9 884 9 030 8 610 7704 
87500 — 38 500 38 000 15 300 9 732 9 384 8 964 8 052 
88500 — 39500 39 000 15 858 10 080 9 732 9312 8 400 
39500 — 40500 40 000 16422 | 10434 10 080 9 660 8 754 
40 500 — 41 500 41 000 16980 10 782 10 434 10 014 9 102 
41500 — 42500 42 000 17 538 11 180 10 782 10 362 9 450 
49500 — 48500 48 000 18 102 11484 11 180 10 710 9 804 
43 500 — «4500 44 000 18 660 11 832 11 484 11 064 10 152 
44500 — 45 500 45 000 19 218 12 180 11 882 11 412 10 500 
45 500 — 46500 46 000 19 782 | 12 534 12 180 11 760 10 854 
46500 — 47 500 47 000 20 340 12 882 12 534 12 114 11 202 
47500 — 48 500 48 000 20 902 18 280 12 882 12 462 11 550 
48500 — 49500 49 000 21 460 18 584 13 230 12 810 11 904 
49 500 — 50500 50 000 22 020 13 982 18 584 13 164 12 252 
50500 — 51500 51 000 23112 14 784 14 382 13 962 13 050 
51500 — 52500 52 000 23 748 15180 14 784 14 310 18 404 
52500 — 583 500 53 000 24 390 15 582 15 180 14 700 13 752 
53500 — 54500 54.000 25 032 15 984 15 582 15 102 14 100 
54500 — 55 500 55 000 25 668 16 380 15 984 15 504 14 460 
55 500 — ὅθ 500 56 000 26 310 16 782 16880 | 15900 | 14 862 
56 500 — 57 500 57 000 26 952 17184 16 782 16 302 15 264 
57 500 — 58 500 58 000 27588 17580 17184 16704 15 660 
58 500 — 59 500 59000 | 28230 17982 | 17580 17100 | 16002 
59500 — 60 500 60000 | 28872 138384 17 982 17 502 | 16 464 
60 500 — 61 500 61 000 29508 | 18780 18884 17904 16 860 
61500 — 62500 62000 | 80150 | 19182 | 18780 | 18300 | 17362 
62 500 — 68 500 63 000 30 792 19 584 19 182 18 702 17 664 
68 600 — 64 500 64000 | 81428 19980 | 19584 19 104 | 18 080, 


803 


ſteuertabelle. 


Für jedes | 


beträgt bei einem weitere ib 
Ermäßigung gewährt wird für Mittel» 
= ee. P 
55 8. 9 10 Spalte 14 
Kinder Kinder Kinder Kinder Kinder um je 
α 8 G 
Σα 5. | weh 

2.658 2 852 2082 1812 1 548 1278 1.008 864 | 22 000 
9 880 2 508 2262 1956 1644 1338 1032 23 000 
8 096 2 790 2484 2172 1866 1560 1248 ο i^ 94000 
8.348 8012 2 100 2 894 2 088 1116 1410 25 000 
3762 3 396 8072 2748 2424 2 100 1776 26 000 
4 020 3 054 3 294 2928 2 562 2298 1836 27 000 
4278 3 918 8 552 8 186 2 826 9460 | 2094 28 000 
4572 4176 3 810 8 450 3 084 2718 | 2858 29 000 
4812 4452 4074 8 690 3 312 2934 2550 30 000 
5172 4752 4 332 3912 3 492 3072 2 652 31 000 
5472 5 052 4 632 4212 3 792 3 372 2952 32 000 
5814 5 852 4 938 4 512 4 092 3 072 8 252 38 000 
6 100 5 670 5232 4794 4 350 3912 3474 34 000 
6510 6 024 5 532 5 040 4 554 4 002 3510 35 000 
6 864 6378 5 880 5 894 4 902 4410 3 924 36 000 
7212 6 720 6 234 5742 5 250 4 164 4272 37 000 
7560 7.074 6 582 6 090 5 604 5112 4 620 338 000 
7914 | 7423 | 6930 | 644 5952 5460 | 4974 490 | 89000 
8 202 1170 1284 6 804 6 300 5814 5 322 40 000 
8 610 8124 7 632 7140 6 654 6162 5 670 41 000 
8 964 8 472 7980 7494 7 002 6 510 6 024 42 000 
9 312 8 820 8 894 7842 7350 6 864 6818 | | 43 000 
9 660 9174 8 682 8 190 7704 7212 6 720 44 000 
10 014 9 522 9 030 8544 8052 7 560 7074 45.000 
10 362 9870 | 9884 8 892 8400 71914 7424 46.000 
10710 | 10122 9 732 9240 | 8754 8262 | 7770 47.000 
11004 | 10572 | 10080 9 594 9 104 8610 8194 48 000 
11412 | 10920 | 10484 9949 9 454 8 964 8472 49 000 
11760 | 11974 | 10782 | 10290 9 804 9 819 8 820 50 000 
12564 | 12072 | 11580 | 11094 | 10602 | 10112 9 624 51 000 
12912 19490 | 11984 | 11442 | 10950 | 10404 9974 52 000 
18960 | 12774 | 12282 | 11790 | 11304 | 10812 | 10820 53 000 
13614 | 18192 | 12630 | 12144 | 11652 | 11160 | 10674 54 000 
13962 | 18470 | 12984 | 12492 | 12000 | 11514 | 11022 55 000 
14910 | 13894 | 13892 | 12840 | 12354 | 11802 11370 56 000 
14700 | 14172 13 680 | 18194 12702 12210 | 11724 57 000 
15102 | 14544 | 14084 | 18524 | 18014 | 12504 | 11994 560 58 000 
15504 | 14940 | 14882 | 18824 | 18260 ; 12702 | 12144 59 000 
15900 | 15942 | 14784 | 14220 | 13662 | 13104 | 12540 60 000 
16302 | 15744 | 15180 | 14622 | 14064 | 18500 | 12942 61 000 
16704 | 10140 | 15582 | 15094 | 14460 | 18902 | 18544 62.000 
17100 16 542 15984 | 15420 | 14802 | 14804 | 18740 63 000 
17502 | 16944 | 16380 | 15822 | 16264 14700 | 14142 |. 64 000 
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106 500 — 107 500 107 000. 


Einkommen⸗ 

Einkommen Die Einkommenſteuer 

Kinderlos Steuerpflichtigen, dem Kinder⸗ 

Stufe Mittel- Ledigen E = 

τν heirateten D Kinder Kinder 
G G G G G G 

E 1 2 5 8 ΞΕ — 1ο 6 = 
64500 — 65 500 65000 | 32070 | 20 380 19980 | 19500 18 460 
65500 — 66500 66000 | 32712 | 20780 20 380 19 900 18 860- 
66500 — 67500 67000 | 33348 | 31180 20780 20 300 19 260 
67 500 — 68 500 68000 | 33990 | 21 580 21180 | 20700 19 660 
68500 — 69500 69000 | 34632 21 980 21580 | 21100 20 060 
69500 — 70500 70000 | 35268 | 22380 | 21980 . 21500 20 460 
70500 — 71500 71000 | 35910 | 22780 | 22880 | 21900 20 860 
71500 — 72500 72000 | 36552 | 98180 | 22780 | 22300 21260 
72 500 — 73 500 78000 | 31188 | 23 580 28180 | 22700 21 660 
73500 — 74500 74000 | 37830 23980 | 23580 | 23100 22 060 
74500 — 75500 75000 | 38400 | 24380 | 23980 23 500 22 460 
75500 — 76500 176000 | 39800 | 25080 | 25280 24 800 23 160 
76500 — 77500 77000 | 40300 | 26080 | 25680 | 96900 24 160 
77500 — 78 500 78000 | 40800 | 95480 | 26080 | 95600 24 560 
78500 — 79 500 79000 | 41300 | 26880 ! 26480 | 96000 24 960 
79500 — 80500 80000 | 41800 | 27280 | 26880 | 26400 25 360 
80500 — 81500 81000 | 42300 | 27680 | 27280 | 36800 25 760 
81500 — 82500 82 000 | 42800 | 98080! 27680 | 87200 26 160 
82500 — 83500 83000 | 43300 | 98480 28 080 27 600 26 560 
83 500 — 84500 84000 | 43800 | 928880 | 29480 | 28000 26 960 
84500 — 85500 85 000 | 44800 | 20980 | 28880 28 400 27 360 
85500 — 86500 86000 | 44800 | 29680 | 29280 , 28800 27 160 
86500 — 87500 87000 | 45300 | 30 080 29680 | 29200 | . 28160 
87500 — 88500 88000 | 45800 30 480 30080 | 29600 | 88560 
88500 — 89500 89.000 46300 30 880 30480 30000 28 960 
89500 — 90 500 90 00046800 31280 30880 30 400 29 860 
90 500 — 91 500 91000 | 47300 31 680 81 280 30 800 29 760 
91500 — 92500 92000 | 47800 32 080 81680 31200 30 160 
92500 — 93500 98000 | 48300 32480 | 82080 | 31600 30 560 
93500 — 94500 94000 | 48800 32880 | 82480 82 000 30 960 
94500 — 95500 95000 | 49300 | 33280 |. 82880 32 400 31 360 
95500 — 96 500 96000 | 49800 98680 | 88960 32 800 31 760 
96500 — 97500 97000 50 300 84.080 33680 | 33200 32 160 
97500 — 98 500 98000 | 50800 34 480 34080 | 33600 32 560 
98500 — 99500 99000 | 51300 34 880 34480 | 34000 32 960 
99500 — 100 500 100000 | 51800 35 280 34880 | 34400 33 360 
100 500 — 101 500 101000 | 58500 37480 | 37080 | 36600 35 560 
101500 — 102 500 102000 | 54000 38480 | 38080 | 37600 36 560 
102500 — 108 500 108000 | 54500 39 480 89080 38 600 37 560 
103 500 — 104 500 104000 | 55000 40 480 40080 | 39600 38 560 
104500 — 105 500 108000 | 55500 41 480 41080 | 40600 39 560 
105500 — 106 500 106000 | 56 000 42480 | 43080 | 41600 40 560 


56 500 43 480 43 080 42600 | 41560 
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ſteuertabelle. 
3 sr ür jedes 
beträgt bei einem ae welken fnb 
Ermäßigung gewährt wird für enera Mittel- 
In p ui cu 
4 =D 6 "eaa Eo re 9 10 Spalte 14 
Kinder Kinder Kinder Kinder Kinder Kinder Kinder um je 
G G G G G G G G G 
E 10 [ 12 135 14 
17900 | 17340 16780 160220 | 15000 | 15100 | 14540 65 000 
18300 | 17740 | 17180: | 16620 | 16060 | 15500 | 14940 66 000 
18700 | 18140 | 17580 | 17020 | 16460 | 15900 15 340 67 000 
19100 | 18540 | 17980 | 17490 | 16860 16300 | 15740 68 000 
19500 | 18940 | 18880 | 17820 17260 | 16700 16 140 69 000 
19900 | 19340 18 780 18 920 17600 | 17100 | 16540 70 000 
20300 | 19740 | 19180 18 620 | 18080 | 17500 | 16940 71 000 
20700 | 20140 | 19580 19020 | 18460 | 17 900 17340 72 000 
21100 | 20540 19980. 19420 | 18800 18300 | 17740 78 000 
21500 | 20940 | 20380 | 19820 | 199260 | 18700 | 18140 74 000 
21900 | 21840 | 20780. 90990 | 19660 | 19100 | 18540 75.000 
23200 | 22640 22080 21820 | 20960 | 20400 | 19810 16 000 
23600 23 040 | 22480 21920 | 21360 | 20800 | 20240 77.000 
24000 | 98440 | 22880 22 320 | 21760 | 21200 | 20640 78 000 
24400 | 23840 | 23280 | 22720 22 160 | 21600 | 21040 | 79 000 
24800 | 24240 | 23680 23 120 | 22560 | 22000 21 440 80 000 
25200 | 24640 | 94080 | 23520 | 22960 | 92400 | 21840 81000 
25600 | 25040 | 24480 | 23920 | 23800 | 22800 | 22940 82 000 
26000 | 25440 | 24880 | 24390 | 23760 | 23200 | 22640 83 000 
26400 | 25840 | 25280 | 24720 | 24160 | 23600 | 23040 84 000 
26800 |: 20240 | 25680 | 25120 | 24560 | 24000 | 23440 85 000 
27200 | 26640 | 926080 | 25520 |. 34960 | 94400 | 23840 560 86 000 
27600 | 27040.| 26480 | 25920 | 25360 | 24800 | 24240 87.000 
28000 | 27440 | 26880 | 26320 | 25760 | 25200 | 24640 88.000 
28400 | 27840 | 27280 | 26720 | 26160 | 25600 | 25040 89 000 
28800 | 28240;| 27680 | 27120 | 26560 | 26000 | 25440 90 000 
29200 28 640 28080 | 27520 | 26960 | 26400 | 25840 91 000 
29600 | 29040.|. 28480 | 27920 | 27360 | 26800 | 26240 92 000 
30000 | 29440 | 28880 | 28320 | 27760 | 27200 | 26640 93 000 
30400 | 29840 | 29280 | 28720 | 28160 | 27600 | 27040 94 000 
30800 | 30240 | 29680 | 29120 | 28560 | 28000 | 97440 95 000 
31200 | 30640 | 80080 | 29520 | 28960 | 28400 | 27840 96 000 
31600 | 81040 | 80480 | 29920 | 29360 | 28800 | 28240 97 000 
32000 | 31440 | 830880 | 30320 | 29760 | 29200 | 28640 98 000 
32400 | 81840 | 31280 | 30720 | 80100 | 29600 | 29040 99 000 
32800 | 82240 | 31680 | 31120 | 80560 | 830000 29 440 100 000 
35000 | 34440 | 33880 | 33320 | 32760 | 82200 31 640 101 000 
36000 | 395440 | 84880 | 34320 | 33760 | 33200 32 640 102 000 
87000 | 36440 | 35880 | 35320 | 34760 | 84900 | 83640 | 103 000 
38000 | 37440 | 36880 | 86820 | 85760 | 35200 | 34640 | 104 000 
39000 | 38440 | 37880 | 31320 | 36760 | 86200 | 85640 | 105 000 
40000 | 39440 | 88880 | 38320 | 37760 | 87200 | 86640 | 106 000 


41000 | 40440 | 89890 | 89320 | 38760 | 38200 | 37640 |) 107 000 


Einkommen ⸗ 


Kinderlos 
Ver |; 
heirateten 


betrag 


107 500 — 108 500 108 000 
108 500 — 109 500 109 000 57 500 45 480 
109 500 — 110 500 110000 | 58000 46 480 
110500 — 111 500 111 000 58 500 47 400 
111500 — 112 500 112 000 59.000 47800 . 
112500 — 113 500 113 000 59 500 48 200 
113 500 — 114 500 114 000 60 000 48 600 
114500 — 115 500 115 000 60 500 49 000 
115 500 — 116 500 116 000 61 000 49 400 
116500 — 117 500 117 000 61 500 49 800 
117 500 — 118 500 118 000 62 000 $0 200 
. 118500 — 119 500 119 000 62 500 $0 600 


Bei höherem Einkommen beträgt die Einkommen⸗ 
Ledige — 
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ſteuertabelle. x _ 


beträgt bei einem 


I Für jedes 
eh 
ermäßigt fih] m: 
der Steuer⸗ 1 
betrag der rag 


Ermäßigung gewährt wird für 


ba 


4 r TEE 6 9 10 Spalte 4 
Kinder Kinder Kinder Kinder Kinder Kinder 
G Θ᾽ Ga G 8 G G 


e|. — 9 | —— ꝑꝗ v— | 


10 


8 


εν 15 14 


42000 | 41440 


40 880 40 320 39 760 89 200 38 640 | SE 108 000 
43 000 42 440 41 880 41 320 40 760 40 200 39 040 | 109 000 
44 000 43 440 42 880 42 320 41 760 41 200 40 640 | = 110 000 
45 000 44 440 43 880 43 320 42 760 42 200 41 640 111 000 
46 000 45 440 44 880 44 320 43 760 43 200 42 640 112 000 
47 000 46 440 45 880 45 320 44 760 44 200 43 640 560 113 000 
48 000 47 440 46 880 46 320 45 760 45 200 44 640 114 000 
49 000 48 440 47 880 47 320 46 760 46 200 45 640 115.000 
49 400 49 400 48 840 48 280 47 120 47160 | 46 600 116.000 
49 800 49 800 49 240 48 680 48 120 47 560 47000 117 000 
50 200 50 200 49 640 49 080 48 520 47 960 47400 | 118 000 
50 600 50 600 50 040 49 480 48920 | 48300 47 800 119 000 


ſteuer für alle übrigen Steuerpflichtigen i 
42,5% des Eintommens. | 


KEE 


Lohnſteuer⸗ 


(bei monatlicher 


O - ο) σι PD ta 


e 


Stufe 


Monatslohn 


mehr als — bis 


des 
80 — 
giz 
104 — 
1 
130 — 
143 — 
156 — 
169 — 
182 — 
195 — 
208 — 
J21 — 
234 — 
247 — 
260 — 
273 — 
286 — 
299 — 
312 — 
325 — 
338 — 
S 
364 — 
377 — 
390 — 
403 — 
416 — 
429 — 
442 — 
455 — 
468 — 
481 — 
494 — 
507 — 
620 — 
533 — 
546 — 
559 — 
572 — 
585 — 
598 — 


80 

91 
104 
117 
130 
143 
156 
169 
182 
195 
208 
221 
234 
247 
260 
273 
286 
299 
312 
325 
338 
351 
364 
377 
390 
403 
416 
429 
442 
455 
468 
481 
494 
507 
520 
533 
546 
559 
572 
585 
598 
611 


ledigen 
Arbeit⸗ 
nehmer 


kinderlos 
verh. 
Arbeit⸗ 
nehmer 


1 
Kind 


2 
Kinder 


Die Lohnſteuer 


Arbeitnehmer, dem Kinder⸗ 


8 
Kinder 


4 
Kinder 
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tabelle Anlage $. 
Lohnzahlung) 
beträgt bei einem Stufe 


Ermäßigung gewährt wird für 


5 6 7 8 9 10 Monatslohn 
Kinder Kinder Kinder Kinder Kinder Kinder 
o G G | G o t 
— 5 ET 12 13 14 15 (—2) 
mehr als — bis 

— — = — — = 74 — 80 
= — == — — — 80 — 91 
— — — = — — 91 — 104 
= = * SE? s Em 104 — 117 
— — | = = = 111 — 150 
— — = «ο | _& a 130 — 143 
— — — ανα — — 143 — 156 
— — E 25 = — 156 — 169 
= s | ue «οι | e = 169 — 182 
— — — =a — — 182 — 195 
— 4 | = | --- — — 195 — 208 
et 5 i 2 "T = 208 — 221 
= — ce e Ξ- — 221 — 234 
— pes -ᾱ-- -ᾱ-ξ SE — 984 — 247 
er pes —- ES c — 947 — 260 
— — == c — — 960 — 273 
— — == u — — 273 — 286 
— — — — — — 286 — 299 
— — = ee T = 299 — 312 
= — — Ἔα Bero μα -- 312 — 325 
— — = E — = 325 — 338 
— — = “Ξε — = 338 — 351 
0,50 — τας PS en er 351 — 364 
va — = ER ET αρα 364 — 371 
1,50 — == £ — er 377 — 390 
EE — E = ->= — 390 — 403 
2,50 = — E — za 403 — 416 
Jes p ps = £ = 416.— 499 
3,25 = EU 28 = = 429 — 442 
3,50 — — P = = 449 — 455 
3,75 = — — = = 455 — 468 
Ae- == PT =z ος a 468 .— 481 
4,25 — = ST = a 481 — 494 
4,50 EM er = a = 494 — 507 
4,75 — TT am — Ὡς 507 — 590 
Be 0,50 x T = ES 590 — 533 
5,25 „ ET = -a 533 — 546 
5,50 1,25 — — — — 546 — 559 
5,75 1,50 en t aig ep 559 — 572 
6--- ones a SES zac EU 572 — 585 
6,25 2,50 = ere = ang 585 — 598 
6,50 2,75 | = = — <S 598-— 611 
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Lohnſteuer⸗ 
(bei monatlicher 


Die Lohnſteuer 


ledigen a Arbeitnehmer, dem Kinder⸗ 
e : erh. m p 
Monatslohn Arbeit⸗ Arbeit 3 4 
nehmer | nehmer Kinder Kinder 
= 
611 — 624 138,— 
624 —. 637 143,— 
637 — 650 146,— 
650 — 663 150,— 
663 — 676 154,— 
676 — 689 157,— 
689 — 702 160,— 
702 — 715 163,— 
715 — 728 166,— 
128 — 741 170,— 
741 — 754 174,— 
754 — 767 178,.— 
767 — 780 182,— 
780 — 793 186,— 
793 — 806 190,— 
806 — 819 194.— 
819 — 832 198,.— 
832 — 845 202,— 
845 — 858 206,— 
858 — 871 210,— 
871:— 884 214,— 
884 — 897 217,50 
897 — 910 221,— 
910 — 923 224,50 
923 — 936 228,.— 
936 — 949 232,— 
949 — 962 | 986,— 
962 — 975 240,— 
975 — 988 | 245— 
988 — 1001 - 250,— 
1001 — 1014 255,— 
1014 — 1027 260,— 
1027 — 1040 265,— 
1040 — 1066 278,— 
1066 — 1092 281,— 
1092 — 1118 289,— 
1118 — 1144 297.— 
1144 — 1170 305,— 
1170.— 1196 313,— 
1196.— 1222 321,— 
1222 — 1248 330,— 
1248 — 1274 840,— 215,—  150,— 114,25 l 97, — 
1274 — 1300 350— | 220— 156,— 118,50 101,.— 
1300 — 1326 ; 860— [ 226,— 162,— 122,75 105,— 
1326 — 1352 


370,.— | 232— | | 195— | 128— | 109— 


tabelle 


Lohnzahlung) 


beträgt bei einem 


Ermäßigung gewährt wird für 


5 
Kinder 


6 
Kinder 
G 


811 


7 | 8 
Kinder Kinder 


G 


G 


13 


9 
Kinder 
G 

13 


10 
Kinder 


& 


Monatslohn 
15 (2-3) 
611 — 624 
624 — 637 
637 — 650 
650 — 663 
663 — 676 
676 — 689 
689 — 702 
702 — 715 
715 — 728 
728 — 741 
741 751 
754 — 767 
767 — 180 
780 — 793 
793 — 806 
806 — 819 
819 — 832 
832 — 845 
845 — 858 
858 — 871 
871 — 884 
884 — 897 
897 — 910 
910 — 923 
923 — 936 
936 — 949 
949 — 962 
962 — 975 
975 — 988 
988 — 1001 
1001 — 1014 
1014 — 1027 
1027 — 1040 
1040 — 1066 
1066 — 1092 
1092 — 1118 
1118 — 1144 
1144 — 1170 
1170 — 1196 
1196 — 1222 
1222 — 1248 
1948 — 1274 
1974 — 1800 
1300 — 1326 
1826 — 1352 
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e Spofniteners 
(bei monatlicher 


Stufe Die Lohnſteuer 
Lfd. öden mne & Arbeitnehmer, dem Kinder. 
Nr. Monatslohn Arbeit⸗ Arbeit 1 Fe 4 
nehmer nehmer Kind Kinder Kinder Kinder 
G α α L de G a 
SS 2 Sp HA ee: SE ΠΒ 
88 1352 — 1878 380— 2 [| 238.— |; 1 s 
80| 1378 — 1404 390,— 244 — 242,— 179,— 138,50 116,— 
90| 1404 — 1430 400,— 250,— 248,— 186,— 145,— 10d — 
91 1430 — 1456 410,— 256,— 254,— 193,— | 151,50 130,2- 
92 1456 — 1482 420,— 262,— 960,-- |. 199,— las 184,— 
93 1482 — 1508 499,— 208,— 265,— 205,— 161,25 138,— 
91 1508 — 1534 438,— οτι -- 2τ0-- 210,— 164,50 142,— 
95 1534 — 1560 447,— 279,.— ου, - 215,— 168,50 146, — 
96 1560 — 1586 4555 084 — 280,— 220,— 10 150,— 
97 1586 — 1612 465,— 289,— 286,— 22b, — 17 155, — 
98 1612 — 1638 415,— 294,— 292,— 230,— 182— | 160-- 
99 1638 — 1661 487,— 300. 298,— 236,— 199 165,— 
:00 1664 — 1690 H 500— |i 308.— 304,— 242,— 19045- | 110-- 
101 1690 — 1716 4 513 = F 319, 311 248.— 200 — 175,— 
102 1716 — - 1742 | 523— 320,— 3 254,— ΕΕ 180,— 
103 1749 — 1768 | 533,— 327,— 925.— 266,— 220 —— | 19L— 
104 1768 — 1794 543,— 334,.— 332,— DI 229,— 203,— 
105 1794 — 1820 554,— 342.— 339,— 280,— 235,— 209,— 
106 1820 — 1846 566,— 350,— 341,— 293,— 2940— | 215 
107 | 1846 — 1872 | 578, — 358,— 955,— 301,— 947 = 291; 
108 | 1872 — 1898 | 590,— 365,— 362,— 308,— 253,— W 
109 1898 — 1924 601, — 372, — 369, — | 314— | 3258— 232,— 
110 1924 — 1950 | 612,— 319,— 376,— 320,— 203,— 287,— 
111 1950 — 1976 623,— 386,— 383,— 326,— 269,— 248,— 
112 1976 — 2002 634,— 393,— 390,— 383,— 275,— 249,— 
113 2002 — 2028 645,— 400,— 398,— 840,— 284,— 255,— 
114 2098 — 2080 660,— 410,— 406,— 350,— 293,— 261,— 
115 2080 — 2132 615,— 499, — 418,— 302,— 304,— 210,— 
116 2132 — 2184 709,— 44), — 430,— 380,— 316,— 290,— 
117 2184 — 2286 726,50 460,— 449,— 405,— 343, — 314,— 
118| 2236 — 29288 į 753,— 480,— 464,— 420,— 358,— 328,— 
119 2288 — 2340 780,— 500,— 480,— 485A—— | 374,— 342,— 
120 22340 — 2392 810,— 520,— 496,— 455,.— 391,— 356,— 
121 2302 — 2444 840, — 537,— 512,— 413,— | 406— 371. 
122 2444 — 2496 870,— 554,— 528 —— | 491— 421,— 386,— 
123 2496 — 2548 895,— 571,— 544,— 509,— 4883— | 40lL— 
124 2548 — 9600 920,— 588,— 560— |: 526,— 451, |. 416; 
125 2600 — 2652 950,— 607,— 578,— 543,— 467 431, 
120 2652 — 2704 980,— 626,— 596,— 660,— 485,— ^| 449— 
121 | 2704 — 2756 1010,— 645,— 614,— 580,— 505,.— 407,— 
128 | 2756 — 2808 1040,— 665,— 636,— 600,— 52b5—  485,-- 
129 2808 — 2860 1070,— 684,— 654,— 620% |i 545, i 303 
130 | 2860 — 2912 1100,— 8 672,.— 640, — 565,— SÉIL 
131 | 2012 — 2964 1125,— 718.— | 688,— «| 655,— 580,— 538,— 
132j 2964 — 8016 1150,— 734,— 704— | 610— 595,.— 554,.— 
pow bo ovo E 8 höherem Lohn 
IS EE e 


—————————— 
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tabelle 
Lohnzahlung) 


beträgt bei einem Stufe 


Ermäßigung gewährt wird für 


5 6 7 8 9 10 Monatslohn 
Kinder Kinder Kinder Kinder Kinder Kinder 

G ERAS. G G G G S 

— 10 1111 ο EE Be 

Ob 110 60,— 49, — 26,— 16— 1352 — 1878 
100,— 84,— 65,— 46,— 32,— 19,— 1378 — 1404 
105,50 88,— ο 62 .— 36,— νη. 1404 — 1430 
111,— 92,— 10. 58.— 40,— 24 — 1430 — 1456 
115,— 96,— 80,— EL 43,— 26, — 1456 — 1482 
119,— 100,— 84— 64,— 46,— 28,— 1482 — 1508 
123,— 104,— 88,— 6ἳ,-- 49,— 30,— 1508 — 1534 
127,— 108,— 91,— 70 52,— 39,— 1534 — 1560 
131— 112,— 94,— 18,— 55,— 34,— 1000 — 1586 
185;— 116,— 96- rm 577 36,— 1586 — 1612 
139,— 120— |  98— τος 59,— 88,— 1612 — 1638 
144, — 124,— 104,— 82:55 63,— £p 1638 — 1664 
149,— 129 - 108,— ΘΙ, -- 67,— 45,— 1664 — 1690 
154,50 134— | 118— 92 — 71— 49,— 1690 — 1716 
103,— 142— 120 9r — 78,.— Does 1716 — 1742 
170 — 150— '| 128— 107 86,— 65,— 1742 — 1708 
179,50 158 .— Ἱ. 188.— 1 94,.— 7 1768 — 1794 
183,— 162,A- | 142,— 191 98,— 64 1794 — 1820 
188,— 168— | 147— 196-- | 102,— 18 2E 1820 — 1846 
193,— ia3— |. 152,— 129,— 106,— 80,— 1846 — 1872 
199, — sr 4 155L— 139 — Αα ΖΞ 1879 --- 1898 
204,— 183,— | 159,— 135,— 112. —  84— 1898 — 1924 
3103 188, -- 168,— 137, = 114,— | 86— 1924 — 1950 
218,— 193, — 167,— 139,— ΗΘ; 90 73 1950 — 1976 
294 — 198,— 1 145,— 120 — 95,— 1976 — 2002 
230,— 204,— 177,— 152,— 126,— 100,— 2002 — 2028 
238,— 212,— 185,— 159,— B= 110,— 2028 — 2080 
246,— 292,— 193,— 168,— 140, — Ties 2080 — 2182 
264,— 282,— 210,— 180,— 155,— 130,— 2132 — 2184 
283,— 250,— 229, — 195, — 175,5 148,— 2184 — 2230 
297,— 265,— 238,— 210,— 185,— 151,— 2936 — 9288 
311,— 282,— 250,— 929 — 195, - 182,— 2988 — 2340 
326,— 296,— 264,— 236,— 205,— 175, 2340 — 2392 
340,— 310,— 278,— 249,— 21D 186,— 2392 — 2444 
354,— 394,— 292, — 262, — 225, 200,— 2444 — 2496 
368,— 836,— 802,— opes 235,— 208,— 2496 — 2548 
382,— 848,— 814,— 281,— 250,— 916 — 2548 — 2600 
396,— 361,— 826,— 291,— 260, — 221 2600 — 2652 
413. 374, — 342,— 806,--- 2707 286,— 2652 — 2704 
430,— 390,— 859, — 821,— 288,— 254,— 2704 — 2756 
446,— 411 376,— 341,— 306,— Qui ss 2756 — 2808 
462, — as 390,— 356,— 316,— 283, — 2808 — 2860 
418,--- 444,— 404,— 368, — 326, — 290,— 2860 — 2912 
494, — 450,— 416,— 316, - 338, — 295, — 2912 — 2964 
519 .— 468,— 482,— 392— | 350,— 300,— 2904 — 3016 


beträgt die Lohnſteuer . 
πο [559 [ — 149 | 1585 4 1155 wk | 
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307 Verordnung 


betreffend Einführung eines neuen Körperſchaftſteuergeſetzes. 
Vom 11. Dezember 1934. 


Gemäß 8 1 Ziffer 53 Buchſt. b des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Das Körperſchaftſteuergeſetz erhält folgenden Wortlaut: 
Körperſchaftſteuergeſetz 
I. Steuerpflicht 
8 1 
Unbeſchränkte Steuerpflicht 
(1) Anbeſchränkt körperſchaftſteuerpflichtig ſind die folgenden Körperſchaften, Perſonenvereini⸗ 
gungen und Vermögensmaſſen, die ihre Geſchäftsleitung oder ihren Sitz im Inland haben: 
1. Kapitalgeſellſchaften (Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung); 
. Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften; 
Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit; 
ſonſtige juriſtiſche Perſonen des privaten Rechts; 
nichtrechtsfähige Vereine, Anſtalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen; 
Betriebe gewerblicher Art von Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 
(2) Die unbeſchränkte Körperſchaftſteuerpflicht erſtreckt ſich auf ſämtliche Einkünfte. 


$2 
Beſchränkte Steuerpflicht 
Beſchränkt körperſchaftſteuerpflichtig ſind: 
Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen, die weder ihre Geſchäftslei⸗ 
tung noch ihren Sitz im Inland haben, 
mit ihren inländiſchen Einkünften. 


S3 
Abgrenzung ber perſönlichen Steuerpflicht 
Nichtrechtsfähige Perſonenvereinigungen, Anſtalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen ſind 
dann körperſchaftſteuerpflichtig, wenn ihr Einkommen weder nach dieſem Geſetz noch nach dem Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz unmittelbar bei einem anderen Steuerpflichtigen zu verſteuern iſt. 


8 4 
Perſönliche Befreiungen 
(1) Von der Körperſchaftſteuer jind befreit: 

1. die Bank von Danzig und die Staatsbank; 

2. die öffentlichen oder unter Staatsaufſicht ſtehenden Sparkaſſen, ſoweit ſie der Pflege des 
eigentlichen Sparverkehrs dienen; 

3. Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen, die nach der Satzung, Stif⸗ 
tung oder ſonſtigen Verfaſſung und nach ihrer tatſächlichen Geſchäftsführung ausſchließlich und 
unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dienen. Anterhalten ſie einen 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb, der über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinaus⸗ 
geht, ſo ſind ſie inſoweit ſteuerpflichtig; 

4. rechtsfähige Penſions⸗, Witwen⸗, Waiſen⸗, Sterbe⸗, Kranken⸗, Unterſtützungskaſſen und 
ſonſtige rechtsfähige Hilfskaſſen für Fälle der Not oder Arbeitsloſigkeit nach näherer An⸗ 
ordnung des Senats; 

5. Kapitalgeſellſchaften, die ausſchließlich den Erwerb, die Verwaltung und die Veräußerung 
von Aktien, Kuren, Anteilen oder Genußſcheinen anderer Kapitalgeſellſchaften oder von 
Schuldverſchreibungen zum Gegenſtand haben (Kapitalverwaltungsgeſellſchaften). - 

(2) Die Befreiungen nach Abſ. 1 Ziffern 2 bis 5 [inb auf beſchränkt Steuerpflichtige ($ 2) nicht 
anzuwenden. 


OO ο) ΡΟ 
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II. Cinfommen 
1. Allgemeines 
85 E gd xy 

(1) Die Körperſchaftsſteuer bemißt fid nach bem Einkommen, das der Steuerpflichtige inner- 
halb eines Kalenderjahrs bezogen hat. 

(2) Weicht bei Steuerpflichtigen, die Bücher nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs zu 
führen verpflichtet ſind und ſolche tatſächlich ordnungsmäßig führen, das Wirtſchaftsjahr, für das 
ſie regelmäßig Abſchlüſſe machen, vom Kalenderjahr ab, ſo gilt der Gewinn aus Gewerbebetrieb 
als in dem Kalenderjahr bezogen, in dem das Wirtſchaftsjahr endet. Bei buchführenden Steuerpflich⸗ 
tigen, die Qand- und Forſtwirtſchaft betreiben, gilt S 2 Abſ. 6 des Einkommenſteuergeſetzes ent- 
ſprechend. 

8 6 

Was als Einkommen gilt und wie das Einkommen zu ermitteln iſt, beſtimmt ſich nach den Vor⸗ 
ſchriften des Einkommenſteuergeſetzes und den SS 7 bis 15 dieſes Geſetzes. Hierbei find auch verdeckte 
Gewinnausſchüttungen zu berückſichtigen. 


S 7 
Für die Ermittlung des Einkommens iſt es ohne Bedeutung, ob das Einkommen verteilt wird 
oder nicht. Ausſchüttungen jeder Art auf Genußſcheine, mit denen das Recht auf Beteiligung am 
Gewinn und am Liquidationserlös der Kapitalgeſellſchaften verbunden iſt, dürfen das Einkommen 
nicht mindern. 


2. Sachliche Befreiungen 
$8 
Bei Perſonenvereinigungen 


Bei Perſonenvereinigungen, die unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind, bleiben für die Ermittlung des 
Einkommens die auf Grund der Satzung erhobenen Beiträge der Mitglieder außer Anſatz. 
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Bei Schachtelgeſellſchaften 


(1) Iſt eine unbeſchränkt ſteuerpflichtige Kapitalgeſellſchaft nachweislich ſeit Beginn des Wirt⸗ 
ſchaftsjahrs ununterbrochen an dem Grund- oder Stammkapital einer anderen unbeſchränkt ſteuer⸗ 
pflichtigen Kapitalgeſellſchaft in Form von Aktien oder Anteilen mindeſtens zu einem Viertel un⸗ 
mittelbar beteiligt, ſo bleiben die auf die Beteiligung entfallenden Gewinnanteile jeder Art außer 
Anſatz. Iſt ein Grund⸗ oder Stammkapital nicht vorhanden, ſo tritt an ſeine Stelle das Vermögen, 
das bei der letzten Veranlagung zur Vermögenſteuer feſtgeſtellt worden iſt. 

(2) Dieſe Vorſchriften gelten entſprechend, wenn Betriebe von inländiſchen Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts an unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Kapitalgeſellſchaften beteiligt ſind. 


3. Abzugsfähige Ausgaben 
$10. 
Bei Ermittlung des Einkommens find die folgenden Beträge abzuziehen, ſoweit fie nicht bereits 
nach den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes abzugsfähige Ausgaben ſind: 
1. bei Kapitalgeſellſchaften 
die Koſten der Ausgabe von Aktien und ſonſtigen Geſellſchaftsanteilen, ſoweit ſie nicht 
aus dem Ausgabeaufgeld gedeckt werden können; 
2. bei Verſicherungsunternehmen i 
Zuführungen zu verſicherungstechniſchen Rücklagen, ſoweit fie für bie Leiſtungen aus den 
am Bilanzſtichtag laufenden Verſicherungsverträgen erforderlich ſind; 
3. bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
der Teil des Gewinns, der an perſönlich haftende Geſellſchafter auf ihre nicht auf das 
Grundkapital gemachten Einlagen oder als Vergütung (Tantieme) für die Geſchäfts⸗ 
führung verteilt wird; 
4. Vermögensmehrungen, die dadurch entſtehen, daß Schulden zum Zweck der Sanierung ganz 
oder teilweiſe erlaſſen werden. 
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4. Nichtabzugsfähige Ausgaben 


| 8 11 
Nichtabzugsfähig ſind: 
1. die Aufwendungen für die Erfüllung von Zwecken des Steuerpflichtigen, die durch Stiftung, 
Satzung oder ſonſtige Verfaſſung vorgeſchrieben linb; 
2. die Steuern vom Einkommen und bie Vermögenſteuer; 
3. die Vergütungen jeder Art, bie an Mitglieder des Aufſichtsrats, Verwaltungsrats oder 
andere mit der Überwachung der Geſchäftsführung beauftragte Perſonen gewährt werden; 
4. die Ausgaben zu gemeinnützigen, mildtätigen, kirchlichen und ähnlichen Zwecken. 


5. Anteilige Abzüge 
8 12 

Sit bas Einkommen nur zu einem Teil ſteuerpflichtig, [o dürfen Ausgaben nur injoweit abge- 
zogen werden, als ſie mit ſteuerpflichtigen Einkünften in unmittelbarem wirtſchaftlichem Zuſammen⸗ 
hang ſtehen. 

6. Auflöſung und Abwicklung (Liquidation) 
8 13 

(1) Wird eine Kapitalgeſellſchaft, die ihre Auflöſung beſchloſſen hat, abgewickelt, ſo iſt der im 
Zeitraum der Abwicklung erzielte Gewinn der Beſteuerung zugrunde zu legen. Der Beſteuerungs⸗ 
zeitraum ſoll drei Jahre nicht überſteigen. 

(2) Zur Ermittlung des Gewinns im Sinn des Abſ. 1 iſt das zur Verteilung kommende Ver⸗ 
mögen (Abwicklungs⸗Endvermögen) dem Vermögen am Schluß des der Auflöſung vorangegangenen 
Wirtſchaftsjahrs (Abwicklungs⸗Anfangsvermögen) gegenüberzuſtellen. 

(3) Von dem Abwidlungs-Endvermögen find die ſteuerfreien Vermögenszugänge abzuziehen, bie 
dem Steuerpflichtigen in dem Abwicklungszeitraum zugefloſſen ſind. 

(4) Abwicklungs⸗Anfangsvermögen iſt das Betriebsvermögen, das am Schluß des vorangegan⸗ 
genen Wirtſchaftsjahrs der Veranlagung zur Körperſchaftſteuer zugrunde lag. Hat der letzten Ver⸗ 
anlagung ein Wert des Betriebsvermögens nicht zugrunde gelegen, ſo tritt an ſeine Stelle der Be⸗ 
trag des eingezahlten Grund⸗ oder Stammkapitals oder, wenn ein ſolches nicht vorhanden iſt, die 
Summe der Einlagen oder der Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreis im Sinn des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes. Das Abwicklungs⸗Anfangsvermögen iſt um den Gewinn des vorangegangenen Wirtſchafts⸗ 
jahrs zu kürzen, der im Abwicklungszeitraum ausgeſchüttet worden iſt. 

(5) Auf die Gewinnermittlung find im übrigen bie ſonſt geltenden Vorſchriften anzuwenden. 


7. Verſchmelzung (Fuſion) und Umwandlung 

: 8 14 

(1) Geht das Vermögen einer Kapitalgeſellſchaft mit oder ohne Abwicklung (Liquidation) auf 
einen anderen über, fo ift 8 13 entſprechend anzuwenden. Für die Ermittlung des Gewinns tritt 
an die Stelle des zur Verteilung kommenden Vermögens der Wert der für die Übertragung des Ver⸗ 
mögens gewährten Gegenleiſtung nach dem Stand im Zeitpunkt der Übertragung. 

(2) Der beim Übergang ſich ergebende Gewinn ſcheidet für die Beſteuerung inſoweit aus, als die 
folgenden Vorausſetzungen erfüllt ſind: 

1. das Vermögen einer inländiſchen Kapitalgeſellſchaft muß als Ganzes auf eine andere in⸗ 
ländiſche Kapitalgeſellſchaft gegen Gewährung von Geſellſchaftsrechten der übernehmenden 
Geſellſchaft übergehen; 

2. es muß ſichergeſtellt ſein, daß dieſer Gewinn ſpäter der Körperſchaftſteuer unterliegt. 


8. Verlegung der Geſchäftsleitung ins Ausland 
: 8 15 

(1) Verlegt eine unbeſchränkt ſteuerpflichtige Kapitalgeſellſchaft ihre Geſchäftsleitung und ihren 
Sitz oder eins von beiden ins Ausland und ſcheidet ſie dadurch aus der unbeſchränkten Steuerpflicht 
aus, jo ijt 8 13 entſprechend anzuwenden. An die Stel le des zur Verteilung kommenden Vermögens 
tritt der gemeine Wert des vorhandenen Vermögens. 

(2) Abſatz 1 gilt entſprechend, wenn die inländiſche Betriebsſtätte einer beſchränkt ſteuerpflich⸗ 
tigen Kapitalgeſellſchaft aufgelöſt oder ins Ausland verlegt oder ihr Vermögen als Ganzes an einen 
anderen übertragen wird. 
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9. Mindeſtbeſteuerung 
8 16 
(1) Als Mindeſteinkommen werden der Beſteuerung zugrunde gelegt: 

1. die Ausſchüttungen (auch verdeckte Gewinnausſchüttungen), ſoweit ſie mehr als 4 vom 
Hundert des eingezahlten Grund⸗ oder Stammkapitals oder, wenn ein ſolches nicht vorhanden 
iſt, des bei der letzten Veranlagung zur Vermögenſteuer feſtgeſtellten Vermögens betragen, 
ohne Rückſicht darauf, aus welchen Mitteln die Ausſchüttungen ſtammen; - 

2. die Vergütungen jeder Art, bie an Mitglieder des Aufſichtsrats, Verwaltungsrats oder 
andere mit der Überwachung der Geſchäftsführung beauftragte Perſonen gewährt werden; 

3. die Vergütungen jeder Art, die an Mitglieder des Vorſtands oder an andere Angeſtellte 
in leitender Stellung für ihre Tätigkeit gewährt werden, ſoweit die Vergütungen außer Ver⸗ 
hältnis zu ihrer Arbeitsleiſtung ſtehen. ; 

(2) Die Mindeſtbeſteuerung ift nur dann vorzunehmen, wenn der Geſamtbetrag des Mindeſt⸗ 
einkommens höher ift als das nach 8 6 ermittelte Einkommen. 


III. Steuertarif 
8 17 
Abrundung 


Zur Berechnung der Körperſchaftſteuer wird das Einkommen auf volle 10 Gulden nach unten 
abgerundet. | p 


zem 


§ 18 
Steuerfäße 
(1) Die Körperſchaftſteuer beträgt 20 vom Hundert des Einkommens. 
(2) Die Körperſchaftſteuer beträgt 10 vom Hundert des Einkommens: 
1. bei Kreditanſtalten des öffentlichen Rechts, 7 
2. bei Hypothekenbanken. 
8 19 
E (1) Neben der Steuer nach § 18 wird bis auf weiteres ein beſonderer Zuſchlag erhoben. Dieſer 
beträgt: | : 
bei einem Einkommen 
von 600 G bis 1500 G 5/, vom Hundert bes Einkommens, 
von 1500 G bis 2500 G 1½ „ D: 
von 2500 G bis 5000 G 3 e 5 » 
von 5000 G bis 10000 G 4½ „ 5 n i 
über 100002. d 2026 m j „5 
(2) Iſt das Einkommen niedriger als 5 vom Hundert des letztmalig durch das Steueramt feſt⸗ 
geſtellten Vermögens, ſo iſt der Zuſchlag in der Weiſe zu berechnen, daß an Stelle des Einkommens 
1/2 des vorbezeichneten Vermögens tritt. 


IV. Veranlagung und Entrichtung der Steuer 
8 20 2 
Alla ems ines 
Auf die Veranlagung zur Körperſchaftſteuer und zu dem beſonderen Zuſchlag nach S 19, ſowie 
auf die Entrichtung der Körperſchaftſteuer und des Zuſchlags ſind vorbehaltlich der 88 22 und 23 die 
Vorſchriften entſprechend anzuwenden, die für die Einkommenſteuer gelten. E 1 5 


8 21 
Pauſchbeſteuerung 
Das Steueramt kann die Körperſchaftſteuer in einem Pauſchbetrag feſtſetzen, wenn bas ſteuer⸗ 
pflichtige Einkommen offenbar geringfügig iſt und die genaue Ermittlung dieſes Einkommens zu einer 
unverhältnismäßig großen Verwaltungsarbeit führen würde. 


8 22 
Bei Steuerpflichtigen, deren Geſchäftsabſchlüſſe veröffentlicht werden, iſt die Steuer vor Ablauf 
des nach § 5 maßgebenden Kalenderjahres und außerhalb der gewöhnlichen Veranlagung unver⸗ 
züglich nach der Veröffentlichung auf Grund des in der Bilanz ausgewieſenen Gewinns vorläufig feſt⸗ 
zuſetzen. ) i i ; 
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Steuerpflichtige, bie neu in bie Steuerpflicht eintreten, find zur Entrichtung von Vorauszah⸗ 
lungen für das erſte Geſchäftsjahr nicht verpflichtet. 


V. Steueranteile der Gemeinden und Gemeindeverbände 
8 24 

(1) Das Aufkommen an Körperſchaftſteuer der öffentlichen Verſorgungsbetriebe einſchließlich des 
Zuſchlags wird den Körperſchaften überwieſen, denen die Erträge dieſer Betriebe zufließen. Fließen 
die Erträge eines öffentlichen Verſorgungsbetriebes mehreren Körperſchaften zu, [o wird das Steuer- 
aufkommen auf die Körperſchaften nach dem Verhältnis ihrer Ertragsbeteiligung verteilt. 

(2) Offentliche Verſorgungsbetriebe im Sinne des Ab]. 1 find Betriebe der Freien Stadt Danzig, 
einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder eines Zweckverbandes, die der Verſorgung der Be⸗ 
völkerung mit Waſſer, Gas, Elektrizität oder Wärme oder dem öffentlichen Verkehr dienen. Als 
öffentliche Verſorgungsbetriebe gelten auch ſolche Betriebe der in Satz 1 bezeichneten Art, die in 
privatrechtlicher Form geführt werden, wenn die Anteile an ihnen ausſchließlich der Freien Stadt 
Danzig, einer Gemeinde, einem Gemeindeverband oder einem Zweckverband gehören und die Erträge 
ausſchließlich dieſen Körperſchaften zufließen. 


(3) Im übrigen werden den Städten 40,80 vom Hundert 
den übrigen Gemeindtn 37,40 „ ep 
den Gutsbezirken 3 IE 


” » 


und den den beiden letzteren Gruppen 
übergeordneten Gemeindeverbänden . 3,40 „ 77 
des tatſächlichen Aufkommens an Körperſchaftſteuer einſchließlich des Zuſchlags gemäß § 19 überlaſſen. 
Sie haben aus dieſem Betrage die Koſten der Einziehung zu decken. 
(4) Weitere 1,70 vom Hundert des Aufkommens an Körperſchaftſteuer ſind zur Bildung eines 
Ausgleichsfonds zu verwenden, aus dem leiſtungsunfähigen Gemeinden Beträge zugewieſen werden. 


Dem gleichen Zweck ſind auch die nach Abſ. 3 den Gemeindeverbänden unmittelbar zugewieſenen 3,40 
vom Hundert des Aufkommens zuzuführen. 


(5) Die Vorſchriften des 8 48 90b]. 3 und 4 und § 50 des Einkommenſteuergeſetzes gelten auch 
für die Körperſchaftſteuer. 


VI. bergangs⸗ und Schluß vorſchriften 
§ 25 
Ausdehnung des Kreiſes der Steuerpflichtigen 
Der Senat wird ermächtigt, andere Perſonenvereinigungen als die im § 1 genannten für unbe⸗ 
ſchränkt ſteuerpflichtig zu erklären und ihre Beſteuerung zu regeln. 
8 26 
Genojienihaften 
Der Senat wird ermächtigt, für beſtimmte Gruppen von Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 


ſchaften eine Befreiung von der Körperſchaftſteuer oder die Anwendung eines ermäßigten Steuer⸗ 
ſatzes vorzuſchreiben oder die Ermittlung ihres Einkommens beſonders zu regeln. 


Artikel Il 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß ſie erſtmalig An⸗ 
wendung findet auf die Veranlagung der Körperſchaftſteuer und des Zuſchlags dazu für das Ka⸗ 
lenderjahr 1934. ; 
Danzig, den 11. Dezember 1934. 


cM Der Senat der Freien Stadt Danzig Ξ E 
E προ ος Greifer Dr. Hoppenrath 


E Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


